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Abfallwirtschaftssatzung

Satzungiiber die Vermeidung, Verwertung und Beseitigung
von Abfallen

vom 16. November 2009
Bekannt gemacht in der Stadtzeitung Nr. 24 vom 03. Dezember 2009*

Aufgrund von

e §§4,11und 142 der Gemeindeordnung fiir Baden-Wiirttemberg (GemO),

e §§ 13, 15 und 16 des Gesetzes zur Forderung der Kreislaufwirtschaft und zur Sicherung
der umweltvertraglichen Beseitigung von Abfallen (Kreislaufwirtschafts- und Abfallge-
setz - KrW- /AbfG)

e §2Abs.1und § 8 des Gesetzes uiber die Vermeidung und Entsorgung von Abfallen und die
Behandlung von Altlasten in Baden-Wiirttemberg (Landesabfallgesetz - LAbfG),

hat der Gemeinderat der Stadt Heilbronn am 16. November 2009 folgende Satzung beschlossen:

l. Allgemeine Bestimmungen

§ 1 Abfallvermeidung und Abfallbewirtschaftung

(1) Jede Person soll durch ihr Verhalten zur Verwirklichung der Zwecke des Gesetzes zur Férde-
rung der Kreislaufwirtschaft und Sicherung der umweltvertraglichen Bewirtschaftung von Ab-
fallen (Kreislaufwirtschaftsgesetz) beitragen, namlich die Kreislaufwirtschaft zur Schonung
der nattirlichen Ressourcen zu férdern und den Schutz von Mensch und Umwelt bei der Erzeu-
gung und Bewirtschaftung von Abfallen sicherzustellen (§ 1 KrWG). Dabei stehen nach § 6
Abs. 1 KrWG die Mallnahmen der Vermeidung und der Abfallbewirtschaftung in folgender
Rangfolge:

1. Vermeidung,

Vorbereitung zur Wiederverwendung,

Recycling,

sonstige Verwertung, insbesondere energetische Verwertung,

Beseitigung.

ok

(2) Die Stadt Heilbronn informiert und berat die Abfallerzeuger liber Moglichkeiten der Vermei-
dung, Verwertung und Beseitigung von Abfallen.

Geandert durch Satzung vom

18.11.10 (Stadtztg. Nr. 25 v. 16.12.10), in Kraft seit 01.01.11
12.11.12 (Stadtztg. Nr. 25 v. 13.12.12), in Kraft seit 01.01.13
14.11.13 (Stadtztg. Nr. 24 v. 28.11.13), in Kraft seit 01.01.14
22.09.15 (Stadtztg. Nr. 20 v. 01.10.15), in Kraft seit 02.10.15
17.11.16 (Stadtztg. Nr. 25 v. 08.12.16), in Kraft seit 01.01.17
29.09.17 (Stadtztg. Nr. 1 v. 04.01.18), in Kraft seit 05.01.18

21.12.20 (Stadtztg. Nr. 26 v. 30.12.20), in Kraft seit 01.01.21
19.12.22 (Stadtztg. Nr. 26 v. 30.12.22), in Kraft seit 01.01.23
05.10.23 (Stadtztg. Nr. 22 v. 31.10.23), in Kraft seit 01.01.24
Stadtztg. Nr. 23 v. 13.11.24), in Kraft seit 01.01.25
Stadtztg. Nr. 16 v. 06.08.25) in Kraft ab 07.08.25

24.10.24
28.07.25
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(1)

(2)

3)

(4)

(1)

(2)

)

§ 2 Entsorgungspflicht

Die Stadt Heilbronn als 6ffentlich-rechtlicher Entsorgungstrager betreibt im Rahmen der
Uberlassungspflichten nach § 17 Abs. 1 und 2 KrWG und seiner Pflichten nach § 20 KrWG die
Entsorgung der in seinem Gebiet angefallenen und tiberlassenen Abfille als 6ffentliche Ein-
richtung.

Die Stadt Heilbronn entsorgt Abfalle im Rahmen der Verpflichtung nach § 20 Abs. 1 KrWG. Ab-
falle, die aufderhalb des Gebietes der Stadt angefallen sind, diirfen der Stadt nur mit deren
ausdriicklicher Zustimmung liberlassen werden. Uber die Annahme solcher Abflle entschei-
det die Betriebsleitung der Entsorgungsbetriebe. Uberlassen sind mit Ausnahme der in § 4 ge-
nannten Stoffe

1. zur Abholung bereitgestellte Abfalle, sobald sie auf das Sammelfahrzeug verladen sind,

2. Abfalle, die vom Besitzer oder einem Beauftragten unmittelbar zu den Abfallentsorgungs-
anlagen beférdert und der Stadt dort wihrend der Offnungszeiten tibergeben werden,

3. Abfille mit der Ubergabe an den stationdren Sammelstellen oder mit dem Einfillen in die
aufgestellten 6ffentlichen Sammelbehalter (Depotcontainer),

4. schadstoffbelastete Abfalle aus privaten Haushaltungen mit der Ubergabe an den mobilen
Sammelstellen.

Die Entsorgungspflicht umfasst auch die in unzulassiger Weise abgelagerten Abfalle im Sinne
von § 20 Abs. 4 KrWG und § 9 Abs. 3 LKreiWiG.

Die Stadt kann Dritte mit der Erflllung ihrer Pflichten beauftragen.

§ 3 Anschluss- und Benutzungszwang

Die Grundstuickseigentimer, denen Erbbauberechtigte, Wohnungseigentiimer, Wohnungser-
bbauberechtigte, NieRbraucher und sonstige zur Nutzung eines Grundstiicks dinglich Berech-
tigte gleichstehen, sind berechtigt und im Rahmen der Uberlassungspflicht gemaR § 17 Abs. 1
und 2 KrWG verpflichtet, ihre Grundstiicke an die 6ffentliche Einrichtung Abfallentsorgung an-
zuschlieRen, diese zu benutzen und die auf ihren Grundstiicken anfallenden Abfalle der 6f-
fentlichen Abfallentsorgung zu tiberlassen.

Die Verpflichtung nach Absatz 1 trifft auch die sonst zur Nutzung des Grundstiicks Berechtig-
ten (z. B. Mieter, Pachter) oder die das Grundstlick tatsachlich nutzenden Personen und Be-
triebe sowie die Abfallbesitzer, insbesondere Beforderer.

Die Verpflichtungen nach den Absatzen 1 und 2 gelten nicht fiir die Entsorgung pflanzlicher
Abfalle, deren Beseitigung gemal der Verordnung der Landesregierung tiber die Beseitigung
pflanzlicher Abfélle auRerhalb von Abfallbeseitigungsanlagen in der jeweils gultigen Fassung,
zugelassen ist.
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(1)

(2)

)
(4)

§ 4 Ausschluss von der Entsorgungspflicht

Von der Abfallentsorgung sind die in § 2 Abs. 2 KrWG genannten Stoffe, mit Ausnahme von
Kiichen- und Speiseabfallen aus privaten Haushaltungen, ausgeschlossen.

AufRerdem sind folgende Abfalle aus anderen Herkunftsbereichen als privaten Haushaltungen
ausgeschlossen:

1. Abfalle, die Gefahren oder erhebliche Belastigungen fiir das Betriebspersonal hervorrufen
konnen, insbesondere

a) Abfalle, von denen bei der Entsorgung eine toxische oder anderweitig schadigende Wir-
kung zu erwarten ist,

b) leicht entziindliche, explosive oder radioaktive Stoffe im Sinne der Strahlenschutzver-
ordnung,

c) nicht gebundene Asbestfasern,

d) Abfalle, die in besonderem Male gesundheitsgefahrdend sind und Gegenstande, die
aufgrund von § 17 des Infektionsschutzgesetzes behandelt werden missen,

2. Abfalle, bei denen durch die Entsorgung wegen ihres signifikanten Gehaltes an toxischen,
langlebigen oder bioakkumulativen organischen Substanzen eine Beeintrachtigung des
Wohls der Allgemeinheit zu besorgen ist,

3. Abfille, die Gefahren fiir die Entsorgungsanlagen oder ihre Umgebung hervorrufen oder
schadlich auf sie einwirken konnen oder die in sonstiger Weise den Ablauf des Entsor-

gungsvorgangs nachhaltig storen oder mit dem vorhandenen Gerat in der Entsorgungsan-
lage nicht entsorgt werden konnen, insbesondere

a) Flussigkeiten,

b) schlammformige Stoffe mit mehr als 65 % Wassergehalt,

c) Kraftfahrzeugwracks und Wrackteile,

d) Abfalle, die durch Luftbewegung leicht verweht werden konnen, soweit sie in gréfieren
als haushaltsiiblichen Mengen anfallen,

4. gefahrliche Abfalle im Sinne von § 3 Abs. 5 KrWG in Verbindung mit § 3 Abs. 1 der Abfallver-

zeichnisverordnung (AWV), die nach § 2 Abs. 1 der Sonderabfallverordnung (SAbfVO) ange-
dient werden miissen,

5. gewerbliche organische Kiichen- und Speiseabfalle, soweit diese nach Art, Menge oder Be-
schaffenheit nicht mit den in privaten Haushaltungen anfallenden Abfallen beseitigt wer-
den kdnnen.

§ 20 Abs. 4 KrWG und § 9 Abs. 3 LKreiWiG bleiben unberiihrt.
Abfalle sind von der Entsorgung ausgeschlossen, soweit diese der Riicknahmepflicht aufgrund

einer nach § 25 KrWG erlassenen Rechtsverordnung unterliegen und entsprechende Ruck-
nahmeeinrichtungen tatsachlich zur Verfiigung stehen.
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®)

(6)

(1)

(2)

3)

(4)

)

(6)

(7)

Darliber hinaus kann die Stadt mit Zustimmung des Regierungsprasidiums Abfalle zur Beseiti-
gung aus anderen Herkunftsbereichen als privaten Haushaltungen, die wegen ihrer Art, Menge
oder Beschaffenheit nicht mit den in Haushaltungen anfallenden Abfallen beseitigt werden
konnen, im Einzelfall von der 6ffentlichen Entsorgung ganz oder teilweise ausschliefsen.

Die Verpflichteten nach § 3 Abs. 1 und 2 haben zu gewahrleisten, dass die ausgeschlossenen
Abfalle nicht der Stadt zur Entsorgung iiberlassen werden. Das gleiche gilt fiir jeden Anlieferer.

§ 5 Abfallarten

Abfalle aus privaten Haushaltungen:

Abfille, die in privaten Haushaltungen im Rahmen der privaten Lebensfiihrung anfallen, ins-

besondere in Wohnungen und zugehdrigen Grundstiicks- oder Gebaudeteilen sowie in ande-
ren vergleichbaren Anfallorten wie Wohnheimen oder Einrichtungen des betreuten Wohnens.

Hausmuill:

Abfalle aus privaten Haushaltungen, die von den &ffentlich-rechtlichen Entsorgungstragern
selbst oder von beauftragten Dritten in genormten, im Entsorgungsgebiet vorgeschriebenen
Behaltern regelmaRig eingesammelt, transportiert und der weiteren Entsorgung zugefiihrt
werden.

Sperrmull:

Abfille, die wegen ihrer Sperrigkeit, auch nach zumutbarer Zerkleinerung, nichtin die im Ent-
sorgungsgebiet vorgeschriebenen Behalter passen und getrennt vom Hausmiill eingesammelt
und transportiert werden.

Abfalle zur Verwertung (Wertstoffe):
z. B. Glas, Papier, Kartonagen, Schrott, Kork, Holz, Textilien, Kunststoffe.

Gewerbliche Siedlungsabfalle:
Siedlungsabfalle aus anderen Herkunftsbereichen als privaten Haushaltungen, die in Kapitel
20 der Anlage der Abfallverzeichnisverordnung (AVV) aufgefiihrt sind, insbesondere

a) gewerbliche und industrielle Abfélle, die Abfallen aus privaten Haushaltungen aufgrund
ihrer Beschaffenheit oder Zusammensetzung dhnlich sind sowie

b) Abfalle aus privaten und 6ffentlichen Einrichtungen mit Ausnahme der in Absatz 1 ge-
nannten Abfalle.

Hausmulldhnliche gewerbliche Siedlungsabfalle:
Abfalle im Sinne von Absatz 5, soweit sie nach Art und Menge gemeinsam mit oder wie Haus-
oder Sperrmiill entsorgt werden konnen.

Bioabfalle:

im Siedlungsabfall enthaltene biologisch abbaubare nativ- und derivativ-organische Abfallan-
teile

(z. B. organische Kiichenabfalle, Gartenabfalle), das heifst der getrennt erfasste kompostierba-
re Anteil der Abfalle.
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(8)

9)

(10)

(11)

(12)

(13)

(14)

(15)

(1)

(2)

Griinabfalle:
tberwiegend pflanzliche Abfalle, die auf gartnerisch genutzten Grundstiicken, in 6ffentlichen
Parkanlagen und auf Friedhofen sowie als StralRenbegleitgriin anfallen.

Schadstoffbelastete Abfalle:

Kleinmengen von Abfallen, die bei der Entsorgung Nachteile fiir Personen, Umwelt, Anlagen
oder Verwertungsprodukten hervorrufen konnen, insbesondere Pflanzenschutz- und Schad-
lingsbekampfungsmittel, 6l- und [6semittelhaltige Stoffe, Farben, Lacke, Desinfektions- und
Holzschutzmittel, Chemikalienreste, Batterien, Akkumulatoren, Leuchtstoffrohren, Sauren,
Laugen und Salze.

Schrott:
Gegenstande aus Metall oder Teile hiervon, soweit sie nicht unter Absatz 11 fallen.

Elektro- und Elektronik-Altgerate:
Altgerate im Sinne von § 3 Abs. 3 des Elektro- und Elektronikgerategesetzes (ElektroG).

Bodenaushub:
nicht kontaminiertes, natiirlich gewachsenes oder bereits verwendetes Erd- oder Felsmateri-
al.

Bauschutt:
mineralische Stoffe aus Bautatigkeiten, auch mit geringfligigen Fremdanteilen.

Baustellenabfalle:
nicht mineralische Stoffe aus Bautatigkeiten, auch mit geringfiigigen Fremdanteilen.

Straftenaufbruch:
mineralische Stoffe, die hydraulisch, mit Bitumen oder Teer gebunden oder ungebunden im
StraRenbau verwendet waren.

§ 6 Auskunfts- und Nachweispflichten

Die Anschluss- und Uberlassungspflichtigen (§ 3) sowie Selbstanlieferer und Beauftragte (§ 19)
sind zur Auskunft tiber Art, Beschaffenheit und Menge des Abfalls sowie liber den Ort des An-
falls verpflichtet. Sie haben liber alle Fragen Auskunft zu erteilen, welche das Benutzungsver-
haltnis und die Geblihrenerhebung betreffen. Insbesondere sind sie zur Auskunft iber die Zahl
der Bewohner des Grundstiicks/des Haushalts sowie tiber Zahl und Grofie der bereitgestellten
Abfallbehalter verpflichtet. Der zur Erteilung einer Auskunft Verpflichtete kann die Auskunft
iber solche Fragen verweigern, deren Beantwortung ihn selbst oder einen der in § 383 Abs. 1
Nr. 1 bis 3 der Zivilprozessordnung bezeichneten Angehorigen der Gefahr strafgerichtlicher
Verfolgung oder eines Verfahrens nach dem Gesetz Giber Ordnungswidrigkeiten aussetzen
wiirde.

In Zweifelsfallen hat der Uberlassungspflichtige nachzuweisen, dass es sich nicht um von der
Entsorgungspflicht ausgeschlossene Stoffe handelt. Solange der erforderliche Nachweis nicht
erbrachtist, kann der Abfall zurlickgewiesen werden.
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3)

Die Eigentlimer und Besitzer von Grundstiicken, auf denen uiberlassungspflichtige Abfalle an-
fallen, sind gemaR § 19 Abs. 1 KrWG verpflichtet, das Aufstellen von zur Erfassung notwendiger
Behaltnisse sowie das Betreten des Grundstiicks zum Zwecke des Einsammelns und zur
Uberwachung des Getrennthaltens und Verwertung von Abfillen zu dulden. Dies gilt gemaR

§ 19 Abs. 2 KrWG entsprechend fiir Ricknahme- und Sammelsysteme, die zur Durchfiihrung
von Riicknahmepflichten auf Grund einer Rechtsverordnung nach § 25 KrWG erforderlich

sind.“
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Einsammeln und Befordern der Abfialle

§ 7 Formen des Einsammelns und Beférderns

Die von der Stadt zu entsorgenden Abfalle werden eingesammelt und beférdert

(1)

(2)

3)

(4)

1. durch die Stadt oder von ihr beauftragte Dritte, insbesondere private Unternehmen,

a) im Rahmen des Holsystems oder

b) im Rahmen des Bringsystems oder

2. durch die Abfallerzeuger oder die Besitzer selbst oder einen von ihnen beauftragten Drit-
ten (Selbstanlieferer, § 19).

§ 8 Bereitstellung der Abfille

Abfille, die die Stadt einzusammeln und zu beférdern hat, sind nach MaRgabe dieser Satzung
zur o6ffentlichen Abfallabfuhr bereitzustellen oder zu den stationaren Sammelstellen (Depot-
containerstandorte, Recyclinghtfe oder Wiederverwertungsstationen) zu bringen und dort in
die dafiir vorgesehenen Sammelbehalter einzuwerfen.

Die Verpflichteten nach § 3 Abs. 1 und 2 haben die Grundstiicke/ Haushaltungen/ Betriebe/
Arbeitsstatten, die erstmals an die 6ffentliche Abfallabfuhr anzuschlieRen sind, spatestens
zwei Wochen bevor die Uberlassungspflicht entsteht, der Stadt schriftlich anzumelden. Die
Verpflichtung der Stadt zum Einsammeln und Beférdern der Abfalle beginnt friihestens zwei
Wochen nach der Anmeldung.

Fallen auf einem Grundstiick liberlassungspflichtige Abfalle nur unregelmalig oder saisonbe-
dingt an, so sind Beginn und Ende des Anfalls der Stadt spatestens zwei Wochen vorher
schriftlich unter Angabe von Art und Menge anzuzeigen.

Vom Einsammeln und Beférdern sind neben denin § 4 Abs. 1,2, 4 und 5 genannten Abfallen
ausgeschlossen:

1. Abfalle, die besondere Gefahren oder schadliche Einwirkungen auf die AbfallgefaRe oder
die Transporteinrichtungen hervorrufen oder die wegen ihrer GrofRe oder ihres Gewichts
nicht auf die vorhandenen Fahrzeuge verladen werden kdnnen.

2. Sperrige Abfalle, die sich nicht in den zugelassenen Abfallgefafien unterbringen lassen und
die Ublicherweise nicht in privaten Haushaltungen anfallen sowie Altreifen und Abfélle aus
Gebauderenovierungen und Haushaltsauflosungen.

3. Bauschutt, Erdaushub, StralRenaufbruch und Baustellenabfalle.
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®)

(6)

(1)

(2)

3)

Die Abfallgefafie diirfen nur soweit gefiillt werden, dass sich der Deckel miihelos schliefsen
[asst. Abfallsacke sind zuzubinden. Das Einfiillen von Abféllen in heiRem Zustand ist nicht er-
laubt. Ohne vorherige Genehmigung ist es nicht gestattet, Abfalle in Abfallbehalter zu pressen
oder in gepresstem Zustand in Abfallbehalter einzufiillen. Bei Entsorgung gepresster Abfalle
wird ein Gebiihrenzuschlag gemal § 25 Abs. 8 erhoben. Sofern an stadtischen Abfallbehaltern
durch das Einpressen von Abfallen, das Einflillen von gepressten Abfallen oder durch sonsti-
gen unsachgemalfen Gebrauch Schaden oder ein vorzeitiger Verschleily auftreten, ist der
Stadt der daraus entstehende Schaden vom Anschluss- und Uberlassungspflichtigen zu erset-
zen.

Die Stadt Heilbronn kann in besonderen Fallen den Zeitpunkt, die Art und den Ort der Bereit-
stellung und die Art und Weise der Uberlassung der Abfille im Einzelfall bestimmen.

§ 9 Getrenntes Einsammeln von Abféllen zur Verwertung

Bioabfalle sind im Rahmen der Uberlassungspflicht nach § 17 Abs. 1 und 2 KrWG getrennt von
anderen Abfallen in der Biotonne (§ 12 Abs. 1 Nr. 1) bereitzustellen. Bioabfalle diirfen weder in
Kunststofftiiten noch in biologisch abbaubaren Plastikbeuteln in die Biotonne gegeben wer-
den. Weiterhin diirfen keine biobasierten und biologisch abbaubaren Kunststoffe in die Bio-
tonne eingefullt werden.

Altpapier und Kartonage sind im stadtischen Altpapierbehalter (§ 12 Abs. 1 Nr. 3) oderim
Rahmen der Altpapier-Bundelsammlung zur Abholung bereitzustellen (Holsystem). Alternativ
hierzu konnen Altpapier und Kartonage auch zu den stationdren Sammelstellen auf den Re-
cyclinghdfen gebracht und dort in die dafiir vorgesehenen Sammelbehalter eingeworfen wer-
den (Bringsystem).

Sonstige Abfalle zur Verwertung, insbesondere Altglas, Folien, Griinabfalle, Kork, Altholz,
Schrott, Alttextilien usw., durfen nicht im Abfallbehalter bereitgestellt werden, sondern sind
im Rahmen der Uberlassungspflicht zu den stationaren Sammelstellen (z. B. Recyclinghdfe,
Glassammelbehalter, Wiederverwertungsstationen) zu bringen und dort in die dafiir vorgese-
henen Sammelbehalter einzuwerfen (Bringsystem).

Die jeweiligen Standorte, Annahmebedingungen und -zeiten der stationdren Sammelstellen
werden von der Stadt bekannt gegeben.

Folgende Abfalle zur Verwertung diirfen nicht im Abfallbehalter bereitgestellt werden, son-
dern sind im Rahmen der Uberlassungspflicht nach § 17 Abs. 1 und 2 KrWG im Gelben Sack
oder der Gelben Tonne (oder einem anderen durch ein Duales System verwendeten Behalter)
bereitzustellen (Holsystem):

z. B. verpackungsgleiche Wertstoffe (Kunststoffe, Verbundstoffe, Styropor usw.).
(Hinweis fiir die Abfallbesitzer: Verkaufsverpackungen im Sinne der Verpackungsverordnung

werden liber das Duale System Deutschland GmbH und/ oder andere Systembetreiber ent-
sorgt.)
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[I. Einsammeln und Beférdern der Abfalle

(4)

AuRerdem kénnen im Rahmen der Uberlassungspflicht nach § 17 Abs. 1 und 2 KrWG Baum-
und Strauchschnitt (ohne von der Bakterienkrankheit "Feuerbrand" befallene Pflanzenteile)
und Papier (gebiindelt) bei den speziellen Strallensammlungen bereitgestellt werden. Sie
werden nach einem bekanntzugebenden Abfuhr- und Sammelplan entsorgt.
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§ 10 Getrenntes Einsammeln von schadstoffbelasteten Abfillen aus privaten Haushal-
tungen

Die nach & 3 Abs. 1 und 2 Verpflichteten haben die schadstoffbelasteten Abfalle (§ 5 Abs. 9) in Klein-
mengen aus privaten Haushaltungen zu den speziellen Sammelfahrzeugen zu bringen und dem Per-
sonal zu libergeben. Die jeweiligen Standorte und Annahmezeiten der Sammelfahrzeuge werden
von der Stadt bekannt gegeben.

§ 11 Getrenntes Einsammeln von Elektro- und Elektronik-Altgeraten

Elektro- und Elektronik-Altgerate (§ 5 Abs. 11) diirfen nicht im Restabfallbehalter bereitgestellt wer-
den; sie konnen von Endnutzern und Vertreibern bei den von der Stadt eingerichteten Sammelstel-
len angeliefert werden. Dabei sind, soweit zumutbar, die fiir die Gerategruppen nach § 14 Abs. 1
Satz 1 ElektroG vorhandenen Sammelbehalter zu benutzen. Die Standorte und Annahmezeiten der
Sammelstellen werden von der Stadt bekannt gegeben. Kiihlgerate und HaushaltsgrofRgerate aus
privaten Haushaltungen kdnnen auch im Rahmen der Sperrmiillabfuhr bereitgestellt werden. Die
Gerate sind so bereitzustellen, dass das Aufladen ohne Schwierigkeiten und Zeitverlust moglich ist.

§ 12 Zugelassene Behilter

(1)  Zugelassene Abfallbehalter sind

1. fiirdiein § 9 Abs. 1 genannten Bioabfalle:

a) genormte rollbare Abfallbehalter aus Kunststoff mit einem Fassungsvermogen
von 601,801,120 | oder 2401,

b) Griinabfallsacke mit einem Fassungsvermogen von 70 |,

2. furden Hausmiill (§ 5 Abs. 2) sowie fiir gewerbliche Siedlungsabfalle (§ 5 Abs. 5):

a) genormte rollbare Abfallbehalter aus Kunststoff mit einem Fassungsvermogen
von401,601,801,120 lund 240 |,

b) Abfallsacke mit einem Fassungsvermogen von 70 |,

c) genormte AbfallgrofRbehalter mit einem Fassungsvermogen von 660 | oder 1.100 |,

3. furAltpapier und Kartonagen (§ 9 Abs. 2 Satz 1)

genormte Abfallbehalter aus Kunststoff mit einem Fassungsvermdgen von 240 | oder
1.100 L.
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Abfallwirtschaftssatzung der Stadt Heilbronn ll. Einsammeln und Befordern der Abfalle

(2)

3)

Die erforderlichen Abfallbehalter nach Abs. 1 Nr. 1, Nr. 2 a und c und Nr. 3 werden den Benut-
zern leihweise liberlassen. Die Stadt gibt Regelungen zur Ausgabe und Riicknahme von leih-
weise Uiberlassenen Abfallbehaltern ortsiiblich bekannt. Dazu gehdren insbesondere Fristen
fir die An- und Abmeldung von Behaltern und die Modalitaten des Austausches von leihweise
liberlassenen Behaltern. Soweit dadurch Aufwendungen entstehen, die das (ibliche MaR tiber-
steigen, werden diese dem Nutzer in Rechnung gestellt.

Die Abfallbehalter miissen in technisch einwandfreiem Zustand sein und den hygienischen An-
forderungen entsprechen. Bei Bedarf sind die Abfallbehalter von den Nutzern zu reinigen.

Fiir jeden Haushalt muss fiir den Hausmiill mindestens folgender Behalterfiillraum vorhanden
sein:

Haushalt mit einer Person 10 Liter pro Woche,
Haushalt mit 2 Personen 17  Liter pro Woche,
Haushalt mit 3 Personen 24  Liter pro Woche,
Haushalt mit 4 Personen 30 Liter pro Woche,
Haushalt mit 5 Personen 35 Liter pro Woche,
je weitere Person 5 Liter pro Person und Woche.

Bei der Ermittlung des Mindestbehaltervolumens werden alle Personen mit Hauptwohnsitz in
der Stadt Heilbronn beriicksichtigt. Auf Antrag konnen Personen unberiicksichtigt bleiben,
wenn nachgewiesen wird, dass an einem anderen Wohnort bereits Abfallgebiihren entrichtet
und in Heilbronn keine abfallwirtschaftlichen Leistungen in Anspruch genommen werden.

Einen Haushalt bilden alle Personen, die gemeinsam wohnen und wirtschaften. Wer allein
wirtschaftet, bildet einen eigenen Haushalt. Als Haushalt gelten auch die einzelnen Mitglieder
von Wohngemeinschaften und Untermieter sowie Wohnheimbewohner, wenn sie allein wirt-
schaften.

Mehrere Haushalte, deren Wohnungen sich auf demselben Grundstiick befinden, konnen auf
Antrag bei der Behalterzuteilung zusammengefasst werden (Behaltergemeinschaft). Unter Be-
ricksichtigung des Mindestbehaltervolumens nach Satz 1 muss fiir jeden Haushalt mindes-
tens ein Abfallbehalter nach Abs. 1 Nr. 2 a vorhanden sein oder die ordnungsgemaRe Mitbe-
nutzung eines Behalters nach Abs. 1 Nr. 2 a bzw. 2 c gewahrleistet sein. Abs. 4 Satz 3 gilt ent-
sprechend.

Neben dem Abfallbehalter nach Abs. 1 Nr. 2 a muss fiir jeden Haushalt mindestens ein Abfall-
behalter nach Abs. 1 Nr. 1 (Biotonne) vorhanden oder die ordnungsgemaRe Mitbenutzung ei-
nes solchen Behalters gewahrleistet sein. Die Pflicht zur Nutzung einer Biotonne entfallt, wenn
die Abfallerzeuger oder Abfallbesitzer die ordnungsgemafie und schadlose Verwertung auf
den von ihnen im Rahmen ihrer privaten Lebensflihrung genutzten Grundstiicken beabsichti-
gen und dazu in der Lage sind.
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(4)

®)

(6)

(1)

(2)

)

Erzeuger und Besitzer von gewerblichen Siedlungsabfallen (§ 5 Abs. 5) haben im Rahmen der
Uberlassungspflicht in angemessenem Umfang Abfallbehalter, mindestens jedoch einen 60 |
Abfallbehalter nach Abs. 1 Nr. 2 a mit 2-wdchentlicher Leerung vorzuhalten und zu nutzen. Die
ordnungsgemale Mitbenutzung eines Behalters nach Abs. 1 Nr. 2 a oder 2 ciist moglich. Bei
einem Missverhaltnis zwischen dem auf dem Grundstiick vorhandenen Behaltervolumen und
der Menge der anfallenden Abfalle, die gemaR § 17 Abs. 1 und 2 KrWG und nach MaRgabe die-
ser Satzung in den Behaltern nach Abs. 1 Nr. 2 a und 2 c zu liberlassen sind, bestimmt die Stadt
das vorzuhaltende Behaltervolumen. Satz 1 bis 3 gilt nicht fiir landwirtschaftliche Betriebe
und Betriebe ohne eigene Praxis-, Biiro oder Betriebsraume.

Fallen voriibergehend so viele Abfalle an, dass sie in den zugelassenen AbfallgefafRen nicht
untergebracht werden konnen, so diirfen neben den AbfallgefalRen nach Absatz 1 nur Griinab-
fallsacke bzw. Abfallsdcke nach Absatz 1 Nr. 1 b und Absatz 1 Nr. 2 b verwendet werden, die
bei den von der Stadt beauftragten Vertriebsstellen gekauft werden konnen. Die Stadt gibt
bekannt, welche Griinabfallsacke bzw. Abfallsdacke zugelassen sind und wo sie zu erwerben
sind.

Die zur Abfuhr bereitgestellten Restmiillbehalter und Biotonnen miissen durch die von der
Stadt jeweils vorgeschriebenen Gebiuhrenmarken als zugelassen gekennzeichnet sein. Diese
sind deutlich sichtbar jeweils auf dem Deckel der Restmiillbehalter und Biotonnen anzubrin-
gen. Behalter ohne giiltige Geblihrenmarke werden nicht entleert. Abgelaufene Gebiihren-
marken sind zu entfernen.

§ 13 Abfuhr von Abfillen

Die Abfuhr der Rest- und Bioabfallbehalter erfolgt jeweils abwechselnd alle zwei Wochen. Un-
ter Berlicksichtigung des Mindestbehaltervolumens gem. § 12 Abs. 3 werden die Restmiillbe-
halter nach § 12 Abs. 1 Nr. 2 a wahlweise auch 4-wochentlich entleert. Die Abfuhr der Papier-
tonne mit 240-Litern Fiillraum erfolgt alle vier Wochen. Fiir die Leerung von AbfallgroRbehal-
tern (1.100-Liter und 660-Liter Fiillraum) sind wahlweise andere Entleerungsrhythmen mog-
lich.

Die Abfuhrtage und -zeiten sowie die naheren Einzelheiten tiber die Bereitstellung und Abfuhr
von Abfallen werden von der Stadt bekannt gegeben.

Im Einzelfall oder fiir einzelne Abfuhrbereiche kann ein langerer oder kiirzerer Abstand fiir die
Abfuhr festgelegt werden.

Die zugelassenen Abfallbehalter sind von den nach & 3 Abs. 1 und 2 Verpflichteten am Abfuhr-
tag vor dem fiir die Abfuhr bestimmten Zeitpunkt mit geschlossenem Deckel am Rand des
Gehweges oder soweit ein solcher nicht vorhanden ist am dufRersten StralRenrand so bereitzu-
stellen, dass Fahrzeuge und Fufiganger nicht behindert oder gefahrdet werden konnen und
die Entleerung ohne Schwierigkeiten und ohne Zeitverlust moglich ist. Die Stadt kann in be-
sonders gelagerten Fallen den geeigneten Standort bestimmen. Nach der Entleerung sind die
Abfallbehalter unverziiglich wieder zu entfernen. Nicht zugelassene bzw. nicht angemeldete
Gefalde diirfen nicht zur Abfuhr bereitgestellt werden.

AbfallgroRbehalter mit 660 l und 1.100 | Fiillraum sind so aufzustellen, dass sie ohne Schwie-
rigkeiten und Zeitverlust entleert oder abgeholt werden kdnnen. Die vorgesehenen Standplat-
ze mussen einen festen Untergrund und einen verkehrssicheren Zugang haben auf dem die
Behalter leicht bewegt werden konnen. Die Stadt kann im Einzelfall geeignete Standplatze be-
stimmen.
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(4)

®)

(6)

(1)

(2)

3)

(4)

Sind Straflien, Wege oder Teile davon mit den Sammelfahrzeugen nicht befahrbar oder kon-
nen Grundstiicke nur mit unverhaltnismafRigem Aufwand angefahren werden, so haben die

Verpflichteten nach § 3 Abs. 1 und 2 die AbfallgefdlRe an eine durch die Sammelfahrzeuge je-
derzeit erreichbare Stelle zu bringen.

Die nach § 12 Abs. 1 Ziffer 2 c zugelassenen AbfallgefalRe diirfen nur mit einem maximalen
Flllgewicht von

130 kg bei 660-Liter-AbfallgroRbehaltern

220 kg bei 1100-Liter-AbfallgroRbehaltern

zur Abfuhr bereitgestellt werden. In Zweifelsfallen sind die Stadt und die von ihr beauftragten
Dritten berechtigt, Wiegungen der Millbehalter vorzunehmen. Wird festgestellt, dass das Ma-
ximalgewicht liberschritten ist, findet keine Abfuhr statt. Die Kosten der Wiegung tragt in die-
sem Fall der Uberlassungspflichtige.

Abfallbehalter fiir Bioabfalle nach & 12 Abs. 1 Nr. 1a (Biotonnen) und fiir Altpapier und Karto-
nagen mit einem Fassungsvermogen von 240 | nach § 12 Abs. 1 Nr. 3 (Blaue Tonnen), die nicht
entsprechend § 9 ordnungsgemal befiillt sind, werden im Rahmen der Abfuhr von Biomiill
bzw. von Altpapier und Kartonagen nicht entleert. Die Verpflichteten nach § 3 Abs. 1 und 2
konnen zur Leerung der fehlbefiillten Biotonnen bzw. Blaue Tonnen im Rahmen der Restmiill-
abfuhr entsprechende Banderolen erwerben.

§ 14 Sonderabfuhren

Sperrmiill, Schrott und Haushaltsgrofigerate (z. B. Kiihlgerat, Waschmaschine, Fernseher) aus
privaten Haushaltungen werden nach einem von der Stadt rechtzeitig bekannt gegebenen Ab-
fuhrsystem getrennt von anderen Abféllen einmal im Kalenderjahr auf schriftliche Anforde-
rung hin abgeholt. Fiir weitere Abholungen bzw. fiir Abholungen von sperrmillahnlichen Ab-
fallen aus anderen Herkunftsbereichen als privaten Haushalten werden Gebiihren nach § 25
Abs. 4 berechnet.

Sperrmill muss handlich und gegebenenfalls gebiindelt bereitgestellt werden. Einzelstiicke
diirfen ein Gewicht von 50 kg und eine Breite von 1,5 m nicht liberschreiten. Sofern sie wegen
ihrer GroRe, Art oder ihres Gewichts nicht von der 6ffentlichen Miillabfuhr abgefahren werden,
sind sie vom Uberlassungspflichtigen bei der entsprechenden Abfallentsorgungsanlage anzu-
liefern.

Sperrmdll kann alternativ zur Abholung einmal pro Jahr bei der entsprechenden Abfallent-
sorgungsanlage selbst kostenlos angeliefert werden. Die speziellen Anforderungen an die An-
lieferung werden von der Stadt bekannt gegeben.

Im Ubrigen gelten fiir das Einsammeln des Sperrmiills und des Schrotts die Vorschriften des
§ 13 Abs. 2 und 4 entsprechend.
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Abfallwirtschaftssatzung der Stadt Heilbronn ll. Einsammeln und Befordern der Abfalle

§ 15 Einsammeln von gewerblichen Siedungsabfallen

Das Einsammeln von gewerblichen Siedlungsabfallen kann die Stadt im Einzelfall regeln, soweit es
die besonderen Verhaltnisse beim Uberlassungspflichtigen erfordern. Ist keine abweichende Rege-
lung getroffen, gelten fiir gewerbliche Siedlungsabfalle die fiir die Abfuhr des Hausmiills maRgeben-
den Vorschriften entsprechend.

§ 16 Storung der Abfuhr

(1) Konnendiein §§ 13 bis 15 genannten Abfalle aus einem von der Stadt nicht zu vertretenden
Grund nicht abgefahren werden, so findet die Abfuhr am nachsten regelmafigen Abfuhrter-
min statt. Fallt der regelmaRige Abfuhrtermin auf einen gesetzlichen Feiertag, erfolgt die Ab-
fuhr an einem vorhergehenden oder nachfolgenden Werktag, der bekannt gegeben wird.

(2) BeiEinschrankungen, Unterbrechungen, Verspatungen oder Ausfallen der Abfuhr infolge von
Storungen im Betrieb, wegen betriebswichtiger Arbeiten oder wegen Umstanden, auf die die
Stadt keinen Einfluss hat, besteht kein Anspruch auf Beseitigung, Schadensersatz oder Gebiih-
renermafigung.

§ 17 Eigentumsiibergang

Die Abfélle gehen mit dem Verladen auf das Sammelfahrzeug oder mit der Uberlassung an einem
jedermann zuganglichen Sammelbehalter oder einer sonstigen Sammeleinrichtung in das Eigentum
der Stadt Gber. Werden Abfalle durch den Besitzer oder fiir diesen durch einen Dritten zu einer Ab-
fallentsorgungsanlage der Stadt gebracht, so geht der Abfall mit dem gestatteten Abladen in das
Eigentum der Stadt (iber. Die Stadt ist nicht verpflichtet, Abfalle nach verlorenen oder wertvollen
Gegenstanden zu durchsuchen. Fiir die Wahrung der Vertraulichkeit, z.B. bei persénlichen Papieren,
tbernimmt die Stadt keine Verantwortung.
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Abfallwirtschaftssatzung der Stadt Heilbronn ll. Entsorgung der Abfalle

(1)

(2)

3)

(4)

(1)

(2)

Entsorgung der Abfialle

§ 18 Abfallentsorgungsanlagen

Die Stadt betreibt die zur Entsorgung der in ihrem Gebiet angefallenen und liberlassenen Ab-
falle erforderlichen Anlagen und stellt diese den Einwohnern und den ihnen nach § 10 Abs. 2
und 3 GemO gleichgestellten Personen und Personenvereinigungen (& 10 Abs. 4 GemO) zur
Verfligung. Durch besondere Vereinbarungen kann die Stadt auch Einwohner und die ihnen
nach § 10 Abs. 2 und 3 GemO gleichgestellten Personen und Personenvereinigungen (§ 10 Abs.
4 GemO) anderer Korperschaften als Benutzer zulassen.

Die Benutzung der Abfallentsorgungsanlagen wird durch eine besondere Benutzungsordnung
geregelt, die von der Betriebsleitung der Entsorgungsbetriebe erlassen wird.

Die Stadt ist berechtigt, Abfalle einer anderen Entsorgungsanlage zuzuweisen, falls dies aus
Griinden einer geordneten Betriebsflihrung notwendig ist. Die Stadt ist auch berechtigt, Abfal-
le Entsorgungsanlagen Dritter zuzuweisen, die von der Stadt mit der Entsorgung von Abfallen
beauftragt sind; dementsprechende Regelungen (iber die Selbstanlieferung von Abfallen zu
Anlagen Dritter gibt die Stadt ortsiiblich bekannt.

Bei Einschrankungen oder Unterbrechungen der Entsorgungsmaoglichkeiten auf den Abfallan-
lagen infolge von Stérungen im Betrieb, wegen betriebswichtiger Arbeiten, gesetzlicher Feier-
tage oder wegen Umstanden, auf die die Stadt keinen Einfluss hat, steht den Verpflichteten
nach § 3 Abs. 1 oder 2 sowie Dritten kein Anspruch auf Anlieferung oder auf Schadensersatz
zu.

§ 19 Benutzung der Entsorgungsanlagen durch Selbstanlieferer

Die Einwohner und die ihnen nach § 10 Abs. 2 und 3 GemO gleichgestellten Personen und Per-
sonenvereinigungen (§ 10 Abs. 4 GemO) sind berechtigt, Abfélle, die nicht der Abfuhr durch die
Stadt unterliegen, Bodenaushub und Bauschutt sowie Sperrmill nach MaRgabe dieser Sat-
zung und der Benutzungsordnung selbst anzuliefern (Selbstanlieferer) oder durch Beauftragte
anliefern zu lassen.

Abfalle zur Verwertung, die nach § 9 getrennt von anderen Abfallen einzusammeln sind sowie
schadstoffbelastete Abfalle (§ 5 Abs. 9) werden nicht zur Beseitigung angenommen. Sie sind
von den Verpflichteten nach § 3 Abs. 1 und 2 oder durch Beauftragte im Rahmen der Uberlas-
sungspflicht nach § 17 Abs. 1 und 2 KrWG zu den von der Stadt dafiir jeweils bestimmten Anla-
gen (von der Stadt betriebene oder ihr zur Verfligung stehende stationare Sammelstellen und
Abfallentsorgungsanlagen einschlieRlich Zwischenlager, Einrichtungen Privater, die sich ge-
geniiber der Stadt zur Riickflihrung der angelieferten Stoffe in den Wirtschaftskreislauf ver-
pflichtet haben) zu bringen. Ausgenommen hiervon sind lediglich Altpapier und Kartonagen,
soweit sie in der Papiertonne nach § 9 Abs. 2 zur Abholung bereitgestellt werden.

Die Stadt informiert die Selbstanlieferer durch Bekanntgabe und auf Anfrage lber die Anlagen
im Sinne des Satzes 2. Sie kann die Selbstanlieferung durch Anordnung fiir den Einzelfall ab-
weichend von den Satzen 1 und 2 regeln.

15



Abfallwirtschaftssatzung der Stadt Heilbronn ll. Entsorgung der Abfalle

(3) Die Abfallanlieferung ist nur mit einer Entsorgungszulassung (EZ) der Stadt zulassig. Besteht
eine Nachweispflicht nach der Verordnung liber die Nachweisfiihrung bei der Entsorgung von
Abfallen (Nachweisverordnung), ist die Abfallanlieferung nur mit einem Entsorgungsnachweis
(EN) oder einem Sammelentsorgungsnachweis (SN) zulassig.

(4) DieAnlieferung sollin geschlossenen Fahrzeugen erfolgen. Werden offene Fahrzeuge verwen-
det, so missen die Abfalle gegen Herunterfallen gesichert sein. Erhebliche Beldstigungen, ins-
besondere durch Geruch, Staub oder Larm, diirfen nicht auftreten.

(5) Sollen Abfalle auf einer Deponie abgelagert oder verwertet werden, so hat der Abfallerzeuger,
bei Sammelentsorgung der Einsammler, dem Deponiebetreiber vor der Anlieferung die grund-
legende Charakterisierung des Abfalls in den in § 8 Deponieverordnung genannten Angaben
vorzulegen. Der Deponiebetreiber hat das Recht, Abfalle zurlickzuweisen, wenn diese Anga-
ben nicht gemacht werden.
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Abfallwirtschaftssatzung der Stadt Heilbronn IV. Benutzungsgebuhren

IV. Benutzungsgebiihren

§ 20 Grundsatz, Umsatzsteuer

(1) Die Stadt erhebt zur Deckung ihres Aufwands fiir die Entsorgung von Abfallen Benutzungsge-
biihren sowie privatrechtliche Entgelte fiir nicht Gberlassungspflichtige Abfalle und Wertstof-
fe.

(2) Soweit die Leistungen, die den in dieser Satzung festgelegten Gebiihren bzw. den privatrecht-
lichen Entgelten zugrunde liegen, umsatzsteuerpflichtig sind, tritt zu diesen noch die Umsatz-
steuer (Mehrwertsteuer) in der im Umsatzsteuergesetz jeweils festgelegten Hohe.

§ 21 Gebiihrenschuldner

(1)  Gebihrenschuldner fiir die Geblihren nach § 24i. V. m. § 25 Abs. 1 und Abs. 4 sind die gemaR
§ 3 Abs. 1 und 2 zur Nutzung des Grundstuicks Berechtigten oder die das Grundstiick tatsach-
lich nutzenden Personen.

(2) Gebiihrenschuldner fiir die Gebiihren nach § 25 Abs. 2 und 3 ist derjenige, bei dem die Abfalle
angefallen sind und der Anlieferer. Ist der Abfallerzeuger nicht bestimmbar oder sind bei der
Anlieferung Abfalle verschiedener Erzeuger zusammengefasst, ist nur der Anlieferer Gebiih-
renschuldner.

(3) Mehrere Gebiihrenschuldner sind Gesamtschuldner.

§ 22 Erklarungspflichten

Gebiihrenschuldner (§ 21) und ihre Beauftragten sind nach Aufforderung durch die Stadt verpflich-
tet, Auskiinfte und Erklarungen tber alle fiir die Gebiihrenerhebung maRgebenden Umstédnde in der
von der Stadt geforderten Form abzugeben. Die Stadt kann fiir die Abgabe der Erklarungen Fristen
setzen.

§ 23 Schiatzung

Soweit die Stadt die Bemessungsgrundlagen fiir die Gebihr nicht ermitteln oder berechnen kann,
schatzt sie sie. Dabei werden alle Umstande beriicksichtigt, die fiir die Schatzung von Bedeutung
sind.

§ 24 Benutzungsgebiihren fiir die Entsorgung von Abfillen

(1) Die Gebiihren fiir die Entsorgung von Hausmdll (§ 5 Abs. 2), Sperrmiill (§ 5 Abs. 3) - eine Abfuhr
pro Jahr, Abfallen zur Verwertung (§ 5 Abs. 4), Bioabfallen (§ 5 Abs. 7), Griinabfallen (§ 5
Abs. 8), schadstoffbelasteten Abfallen (§ 5 Abs. 9), Schrott (§ 5 Abs. 10) und eine Abfuhr pro
Jahrvon Elektro- und Elektronik-Altgeraten (§ 5 Abs. 11) werden liber volumenabhangige Be-
haltergebiihren erhoben.
Die Behaltergeblihren werden nach der Anzahl, dem Fillraum und dem Entleerungsrhythmus
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(2)

3)

(4)

®)

(1)

der jeweils fiir Haus- und Biomiill verwendeten Abfallbehalter bemessen.

Bei der Gebiihrenbemessung ist es unerheblich, ob und in welchem Umfang im Einzelfall Ab-
fallbehalter gefiillt sind oder ob und in welchem Umfang Abfallbehalter zur Abfuhr bereitge-
stellt werden. Unberiicksichtigt bleibt auch, wenn keine Abfalle zu Sonderabfuhren oder -
sammlungen bereitgestellt werden.

Die Benutzungsgebiihren fiir die Entsorgung von Abfallen, die nach § 5 Abs. 5 und 6 als ge-
werbliche Siedlungsabfalle oder als hausmiillahnliche gewerbliche Siedlungsabfalle gelten,
werden uber volumenabhangige Behaltergeblhren erhoben.

Die Behaltergebuhr wird nach der Anzahl, dem Fiillraum und Entleerungsrhythmus der jeweils
flir Haus- und Biomiill verwendeten Abfallbehalter bemessen.

Bei gemischt genutzten Grundstiicken, d. h. Grundstiicken, die sowohl Wohnzwecken als auch
anderen Zwecken dienen, werden neben den Benutzungsgebiihren nach Abs. 1 zusatzlich Ge-
biihren nach Abs. 2 erhoben.

Die Benutzungsgebiihren werden bei der Selbstanlieferung von Abféllen auf den Entsorgungs-
anlagen, die mit Waagen ausgestattet sind, nach dem Gewicht der angelieferten Abfalle bzw.
bei Kleinanlieferungen bis 200 kg als pauschale Gebiihr bemessen. Bei der Selbstanlieferung
von Abfallen auf dem Recyclinghof Plus des Entsorgungszentrums Heilbronn, werden die Ge-
bihren nach dem Volumen der angelieferten Abfalle bemessen.“

Die Benutzungsgeblihr fiir die Entsorgung von unzulassig auf bzw. an 6ffentlichen Entsor-
gungsanlagen abgelagerten Abfallen wird nach tatsachlich entstandenen Aufwendungen be-
rechnet und festgesetzt.

§ 25 Gebiihrenhohe
Die Behaltergebiihren betragen

1. fiir Behdlter nach § 12 Abs. 1 Nr. 1a) je Kalenderjahr

a) fir einen Abfallbehalter mit 60 | Rauminhalt 29,00 EUR
b) fiir einen Abfallbehalter mit 80 | Rauminhalt 39,00 EUR
c) fir einen Abfallbehalter mit 120 [ Rauminhalt 58,00 EUR
d) fir einen Abfallbehalter mit 240 | Rauminhalt 117,00 EUR

2. fiir Behalter nach § 12 Abs. 1 Nr. 2a) je Kalenderjahr

a) bei 14 taglicher Entleerung

aa) fiir einen Abfallbehalter mit 40 [ Rauminhalt 81,00 EUR
bb) fiir einen Abfallbehalter mit 60 | Rauminhalt 121,00 EUR
cc) fiir einen Abfallbehalter mit 80 | Rauminhalt 162,00 EUR
dd) fiir einen Abfallbehalter mit 120 | Rauminhalt 243,00 EUR
ee) fiir einen Abfallbehalter mit 240 | Rauminhalt 486,00 EUR
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b) bei4-wochentlicher Entleerung

aa) fur einen Abfallbehalter mit 40 | Rauminhalt
bb) fiir einen Abfallbehalter mit 60 [ Rauminhalt
cc) fur einen Abfallbehalter mit 80 [ Rauminhalt
dd) fiir einen Abfallbehalter mit 120 | Rauminhalt
ee) fiur einen Abfallbehalter mit 240 | Rauminhalt

3. beiVerwendung von Abfallsacken einschlieRlich Kaufpreis:

a) flr einen 70 | Griinabfallsack
b) b) fiir einen 70 | Abfallsack fiir Hausmiill

4. bei AbfallgrofRbehaltern mit einem Volumen von
a) 1.100 |
aa) mit zweimal wochentlicher Entleerung je Kalenderjahr
bb) mit einmal wochentlicher Entleerung je Kalenderjahr
cc) mitvierzehntaglicher Leerung je Kalenderjahr
dd) bei einmaliger Entleerung
b) 660 |
aa) mit einmal wochentlicher Entleerung je Kalenderjahr

bb) mit vierzehntaglicher Leerung je Kalenderjahr
cc) bei einmaliger Entleerung

40,00 EUR
61,00 EUR
81,00 EUR
121,00 EUR
243,00 EUR

2,00 EUR
8,00 EUR

5.343,00 EUR
2.671,00 EUR
1.336,00 EUR

77,00 EUR

1.603,00 EUR
801,00 EUR
51,00 EUR

5. jeEntleerungim Rahmen der Restmiillabfuhr mit Banderole von nach § 13 Abs. 6

fehlbefillten Behaltern

a) nach § 12 Abs. 1 Nr. 1a (Biotonnen)
aa) mit 60 | Rauminhalt

bb) mit 80 | Rauminhalt

cc) mit 120 | Rauminhalt

dd) mit 240 | Rauminhalt

b) nach § 12 Abs. 1 Nr. 3 (Blaue Tonnen) mit 240 | Rauminhalt
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9,00 EUR
12,00 EUR
19,00 EUR
37,00 EUR

37,00 EUR



Abfallwirtschaftssatzung der Stadt Heilbronn IV. Benutzungsgebuhren

(2)

3)

(4)

(®)

(6)

(7)

Die Benutzungsgebiihren betragen bei der Selbstanlieferung von Abfallen auf den Entsor-
gungsanlagen, die mit Waagen ausgestattet sind:

1. bei der Anlieferung von Abfallen zur Abfallvorbehandlung
je Tonne 190,00 EUR

2. beider Anlieferung von Griinabfallen, je Tonne 68,00 EUR

Die Benutzungsgebiihren betragen bei der Selbstanlieferung von Abfallen auf dem Recycling-
hof Plus (Entsorgungszentrum Heilbronn) fiir

1. Restmiillim Pkw-Kofferraum bzw. als Kleinmenge (bis maximal 1 m?) bei einer Anliefe-
rungsmenge bis 0,5 m® 15,00 EUR und bis 1 m* 30,00 EUR.

2. Sperrmiillim Pkw-Kofferraum bzw. als Kleinmenge (bis maximal 3 m?) bei einer Anliefe-
rungsmenge bis 0,5 m* 15,00 EUR; tiber 0,5 m* Anlieferungsmenge 30,00 EUR je angefange-
ner m*. Anlieferungen mit giiltiger, ausgefiillter Abrufkarte 1x im Jahr kostenfrei bis 3 m?.

3. Griinabfalle von mehr als 2 m* Anlieferungsvolumen je angefangener m* 15,00 EUR (bei der
getrennten Anlieferung von Griinabfallen (§ 5 Abs. 8) in haushaltstiblichen Mengen bis ma-
ximal 2 m*® werden keine Gebiihren erhoben).

4. Bauschutt im Pkw-Kofferraum bzw. als Kleinmenge bis maximal 0,5 m® Anlieferungsmenge
20,00 EUR.

5. Altholz (aus dem Aufienbereich) im Pkw-Kofferraum bzw. als Kleinmenge (bis maximal
2 m3) bei einer Anlieferungsmenge bis 0,5 m® 15,00 EUR; iber 0,5 m® Anlieferungsmenge
30,00 EUR je angefangener m®.

Die Gebiihr flir eine Sperrmiillabfuhr (max. 3 Kubikmeter) pro Jahr ist in der Behaltergebiihr
gem. §24i.V. m. § 25 Abs. 1 enthalten. Fiir jede weitere Abfuhr, flir Mehrmengen (iiber 3 Ku-
bikmeter) bzw. fiir die Abholung von sperrmiillahnlichen Abfallen aus anderen Herkunftsbe-
reichen als privaten Haushalten betragt die Gebuhr fiir jeweils bis zu 3 Kubikmeter 60,00 EUR.

Bei der Anlieferung von Abfallen zur Verwertung (§ 5 Abs. 4) in haushaltsiiblichen Mengen bzw.
bei der getrennten Anlieferung von Griinabfallen (§ 5 Abs. 8) in haushaltsiiblichen Mengen bis
maximal 2 m*® werden keine Gebiihren erhoben.

Die Benutzungsgebiihren werden bei der Anlieferung der in Abs. 2 Nr. 1 bis 2 geregelten Abfal-
le jeweils je angefangene 20 kg Anlieferungsgewicht berechnet und festgesetzt. Fiir jede Anlie-
ferung wird mindestens eine Gebuhr in Hohe von 15,00 EUR festgesetzt. Bei der Gebiihrenbe-
rechnung werden Cent-Betradge bis einschlief3lich 0,49 EUR auf volle EUR-Betrage abgerundet,
Cent-Betrage ab 0,50 EUR werden auf volle EUR-Betrage aufgerundet.

Sofern Abfalle vermischt angeliefert werden, wird jeweils die teurere Abfallart fir die gesamte
Anlieferungsmenge berechnet.

Fur das Pressen von Abféallen in Abfallbehalter bzw. das Einfiillen gepresster Abfalle in Abfall-
behalter gem. § 8 Abs. 5 wird ein Gebiihrenzuschlag von 50 % auf die jeweilige Abfallgebiihr
erhoben.
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Abfallwirtschaftssatzung der Stadt Heilbronn IV. Benutzungsgebuhren

(1)

(2)

3)

(4)

(1)

(2)

©)

(4)

)

§ 26 Gebiihrenfestsetzung/-zahlung

Die volumenabhangigen Behaltergebiihren und die Geblhren fiir die Selbstanlieferung von
Abfallen werden durch Bescheid festgesetzt/erhoben.

Die Benutzungsgebiihren flir Abfallsacke sind mit dem Kaufpreis abgegolten. Es diirfen nur
Abfallsacke verwendet werden, die fiir die Abfallentsorgung in der Stadt zugelassen und ent-
sprechend gekennzeichnet sind.

Die Benutzungsgebiihren nach § 25 Abs. 1 Nr. 5 fiir die Entleerung der nach § 13 Abs. 6 fehlbe-
fillten Behalter fiir Biomiill und fiir Altpapier und Kartonagen (Blaue Tonnen) im Rahmen der
Restmiillabfuhr mit entsprechenden Banderolen sind mit dem Kaufpreis abgegolten.

Abfallbehalter, fiir die die Gebihrenzahlung nicht ordnungsgemal nachgewiesen ist, werden
nicht entleert.

§ 27 Entstehung und Falligkeit der Gebiihren

Die Behaltergebiihren nach § 25 Abs. 1 entstehen jeweils am 1. Januar.

Beginnt die Verpflichtung nach § 3 Abs. 1 und 2 im Laufe des Jahres, so entsteht die Gebiih-

renschuld mit dem ersten Tag des auf den Eintritt der Verpflichtung folgenden Kalendermo-
nats. In diesen Fallen wird fiir jeden vollen Kalendermonat 1/12 des Jahresbetrags erhoben.
Die Gebuihrenschuld wird einen Monat nach Bekanntgabe des Gebiihrenbescheids zur Zah-

lung fallig.

Die Gebuhren fiir Abfallsacke gemaR § 25 Abs. 1 Nr. 3 entstehen mit dem Erwerb von Abfallsa-
cken und werden sofort zur Zahlung fallig.

Die Geblihr flir AbfallgroRbehalter gemaR § 25 Abs. 1 Nr. 4 entsteht jeweils am 1. Januar. Die
Gebuhr wird jeweils fiir das Kalenderjahr festgesetzt. Sie wird je zu einem Viertel ihres Jahres-
betrages am 15. Februar, 15. Mai, 15. August und 15. November zur Zahlung fallig.

Bei sonstigen Gebiihren entsteht die Gebiihrenschuld mit der Inanspruchnahme der 6ffentli-
chen Einrichtungen der Abfallentsorgung. Die Gebiihren werden jeweils mit der Bekanntgabe
des Gebiihrenbescheids zur Zahlung fallig.

Treten im Laufe des Jahres Anderungen bei den Bemessungsgrundlagen ein, die die Festset-
zung einer niedrigeren GebUhr rechtfertigen, wird die Geblihr auf Antrag anteilig ermafigt.
Werden den Entsorgungsbetrieben Umstande bekannt, die die Festsetzung einer hoheren Ge-
bihr rechtfertigen, wird die Gebiihr beginnend mit dem ersten Tag des auf die Anderung fol-
genden Kalendermonats neu festgesetzt.

§ 28 Ende der Gebiihrenpflicht und Gebiihrenerstattung

Die Gebuhrenpflicht endet mit dem Wegfall der Verpflichtung nach § 3 Abs. 1 und 2, friihestens je-
doch mit der Riickgabe der Abfallbehalter nach § 12.

Endet die Benutzung der Abfallentsorgung wahrend eines Gebiihrenerhebungszeitraums, wird die
Gebiihr fiir jeden vollen Monat, in dem die Abfallentsorgung nicht mehr in Anspruch genommen
wird, auf Antrag entsprechend ermaligt.
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§ 29 Zwangsmittel

MaRnahmen der Vollstreckung richten sich nach den Vorschriften des Landesverwaltungsvollstre-
ckungsgesetztes (LVWVG).

Zwangsmittel sind:
1. Zwangsgeld,
2. Zwangshaft,
3. Ersatzvornahme,

4. unmittelbarer Zwang.
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V.

Schlussbhestimmungen

§ 30 Ordnungswidrigkeiten

(1)  Ordnungswidrig nach § 28 Abs. 1 Nr. 1 LKreiWiG handelt, wer vorsatzlich oder fahrlassig

1.

10.

als Verpflichteter oder als Anlieferer entgegen § 4 Abs. 6 nicht gewahrleistet, dass die nach
§ 4 oder nach § 8 Abs. 4 ausgeschlossenen Stoffe nicht der Stadt zur Entsorgung tiberlas-
sen werden;

den Auskunfts- und Nachweispflichten nach & 6 Abs. 1 nicht, nicht rechtzeitig, nicht voll-
standig oder mit unrichtigen Angaben nachkommt oder dem Beauftragten der Stadt ent-
gegen § 6 Abs. 3 den Zutritt verwehrt;

entgegen §§ 9, 11 oder 15 Satz 2 getrennt bereitzustellende oder getrennt zu Sammelbe-
haltern/stationdaren Sammelstellen zu bringende Abfalle anders als in der vorgeschriebe-
nen Weise bereitstellt oder anliefert;

entgegen § 10 Abfalle anders als dort vorgeschrieben entsorgt, soweit der Verstof3 nicht
nach § 326 StGB strafbar ist;

als Verpflichteter entgegen § 12 Abs. 1, 2, 3 oder 4 AbfallgefaRe nicht oder nicht in der vor-
geschriebenen Zahl oder Grél3e vorhalt;

als Verpflichteter entgegen § 13 Abs. 2, 3,4 und 5, auch in Verbindung mit § 14 Abfallgefa-
Re oder sperrige Abfalle nicht in der vorgeschriebenen Weise bereitstellt;

entgegen § 2 Abs. 1 und Abs. 2 Satz 2 und & 18 Abs. 1 Abfalle, die aufRerhalb der Stadt ange-
fallen sind, auf einer Entsorgungsanlage der Stadt ohne deren ausdriickliche Zustimmung
anliefert oder ablagert oder eine solche unerlaubte Anlieferung oder Ablagerung veran-
lasst;

als Verpflichteter oder Beauftragter entgegen § 19 Abs. 2 Satz 2 Abfalle anliefert;

entgegen § 12 Abs. 6 die Geblihrenmarke nicht ordnungsgemaf am Abfallbehalter an-
bringt;

entgegen § 8 Abs. 5 ohne die erforderliche Genehmigung Abfalle in Abfallbehalter
presst oder in gepresstem Zustand in Abfallbehalter einfiillt.

Die Ordnungswidrigkeiten nach Satz 1 konnen gemaR § 28 Abs. 2 LKreiWiG mit einer Geldbul3e ge-
ahndet werden.

(2) Ordnungswidrig nach § 8 Abs. 2 Satz 1 Nr. 2 KAG handelt, wer vorsatzlich oder leichtfertig den
Auskunftspflichten nach § 6 Abs. 1 nicht nachkommt und es dadurch ermoglicht, eine Abgabe
zu verkiirzen oder nicht gerechtfertigte Abgabenvorteile zu erlangen (Abgabengefahrdung).
Die Ordnungswidrigkeit nach Satz 1 kann gemal} § 8 Abs. 3 KAG mit einer GeldbuRe geahndet
werden.

(3) Andere Straf- und Buftgeldvorschriften, insbesondere § 326 Abs. 1 StGB sowie § 69 Abs. 1 und
2 KrWG, bleiben unberihrt.
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(1)

§ 30a Ubergangsregelung

Ab dem 01.01.2026 werden die erforderlichen Abfallbehalter nach § 13 Abs. 1 Nr. 1 a bis c und
Nr. 2 a bis e der Abfallwirtschaftssatzung in der ab 01.01.2026 geltenden Neufassung mit ei-
nem Registrierchip zur Erfassung der Leerungen versehen und von der Stadt zur Verfliigung
gestellt.

Die Berechtigten und Verpflichteten nach § 3 Abs. 1 und 2 der Abfallwirtschaftssatzung in der
ab 01.01.2026 geltenden Neufassung haben die ab dem 01.01.2026 erforderlichen Behalter,
die fiir die Uberlassung der Abfille, die gemaR § 17 Abs. 1 und 2 KrWG der Uberlassungspflicht
unterliegen und zur offentlichen Abfuhr bereitgestellt werden, erforderlich sind, bei der Stadt
elektronisch liber das Kundenportal oder in schriftlicher Form gemaR § 126 BGB nach MalRga-
be von § 8 Abs. 2 und 3 sowie § 13 der Abfallwirtschaftssatzung in der ab 01.01.2026 geltenden
Neufassung anzufordern.

Ordnungswidrig nach § 28 Abs. 1 Nr. 1 LKreiWiG handelt, wer vorsatzlich oder fahrlassig als
Verpflichteter entgegen Abs. 2 i. V. m. § 13 Abs. 4 bis 7 der Abfallwirtschaftssatzung in der ab
01.01.2026 geltenden Neufassung nicht oder nicht in der vorgeschriebenen Zahl und Grofe

anfordert. Die Ordnungswidrigkeit nach Satz 1 kann gem. § 28 Abs. 2 LKreiWiG mit einer Geld-
bulde bis zu 100.000 Euro geahndet werden.”

§ 31 Inkrafttreten, AuBerkrafttreten

Diese Satzung tritt am 1. Januar 2010 in Kraft.

Gleichzeitig tritt die Abfallwirtschaftssatzung der Stadt Heilbronn vom 19. November 2003,
zuletzt gedndert durch Satzung vom 20.11.2008, aufder Kraft.
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	I. Allgemeine Bestimmungen
	§ 1  Abfallvermeidung und Abfallbewirtschaftung
	(1)  Jede Person soll durch ihr Verhalten zur Verwirklichung der Zwecke des Gesetzes zur Förderung der Kreislaufwirtschaft und Sicherung der umweltverträglichen Bewirtschaftung von Abfällen (Kreislaufwirtschaftsgesetz) beitragen, nämlich die Kreislauf...
	(2)  Die Stadt Heilbronn informiert und berät die Abfallerzeuger über Möglichkeiten der Vermeidung, Verwertung und Beseitigung von Abfällen.

	§ 2  Entsorgungspflicht
	(1)  Die Stadt Heilbronn als öffentlich-rechtlicher Entsorgungsträger betreibt im Rahmen der Überlassungspflichten nach § 17 Abs. 1 und 2 KrWG und seiner Pflichten nach § 20 KrWG die Entsorgung der in seinem Gebiet angefallenen und überlassenen Abfäll...
	(2)  Die Stadt Heilbronn entsorgt Abfälle im Rahmen der Verpflichtung nach § 20 Abs. 1 KrWG. Abfälle, die außerhalb des Gebietes der Stadt angefallen sind, dürfen der Stadt nur mit deren ausdrücklicher Zustimmung überlassen werden. Über die Annahme so...
	1.  zur Abholung bereitgestellte Abfälle, sobald sie auf das Sammelfahrzeug verladen sind,
	2.  Abfälle, die vom Besitzer oder einem Beauftragten unmittelbar zu den Abfallentsorgungsanlagen befördert und der Stadt dort während der Öffnungszeiten übergeben werden,
	3.  Abfälle mit der Übergabe an den stationären Sammelstellen oder mit dem Einfüllen in die aufgestellten öffentlichen Sammelbehälter (Depotcontainer),
	4.  schadstoffbelastete Abfälle aus privaten Haushaltungen mit der Übergabe an den mobilen Sammelstellen.

	(3)  Die Entsorgungspflicht umfasst auch die in unzulässiger Weise abgelagerten Abfälle im Sinne von § 20 Abs. 4 KrWG und § 9 Abs. 3 LKreiWiG.
	(4)  Die Stadt kann Dritte mit der Erfüllung ihrer Pflichten beauftragen.

	§ 3  Anschluss- und Benutzungszwang
	(1)  Die Grundstückseigentümer, denen Erbbauberechtigte, Wohnungseigentümer, Wohnungserbbauberechtigte, Nießbraucher und sonstige zur Nutzung eines Grundstücks dinglich Berechtigte gleichstehen, sind berechtigt und im Rahmen der Überlassungspflicht ge...
	(2)  Die Verpflichtung nach Absatz 1 trifft auch die sonst zur Nutzung des Grundstücks Berechtigten (z. B. Mieter, Pächter) oder die das Grundstück tatsächlich nutzenden Personen und Betriebe sowie die Abfallbesitzer, insbesondere Beförderer.
	(3)  Die Verpflichtungen nach den Absätzen 1 und 2 gelten nicht für die Entsorgung pflanzlicher Abfälle, deren Beseitigung gemäß der Verordnung der Landesregierung über die Beseitigung pflanzlicher Abfälle außerhalb von Abfallbeseitigungsanlagen in de...

	§ 4  Ausschluss von der Entsorgungspflicht
	(1)  Von der Abfallentsorgung sind die in § 2 Abs. 2 KrWG genannten Stoffe, mit Ausnahme von Küchen- und Speiseabfällen aus privaten Haushaltungen, ausgeschlossen.
	(2)  Außerdem sind folgende Abfälle aus anderen Herkunftsbereichen als privaten Haushaltungen ausgeschlossen:
	1.  Abfälle, die Gefahren oder erhebliche Belästigungen für das Betriebspersonal hervorrufen können, insbesondere
	a) Abfälle, von denen bei der Entsorgung eine toxische oder anderweitig schädigende Wirkung zu erwarten ist,
	b) leicht entzündliche, explosive oder radioaktive Stoffe im Sinne der Strahlenschutzverordnung,
	c) nicht gebundene Asbestfasern,
	d) Abfälle, die in besonderem Maße gesundheitsgefährdend sind und Gegenstände, die aufgrund von § 17 des Infektionsschutzgesetzes behandelt werden müssen,

	2.  Abfälle, bei denen durch die Entsorgung wegen ihres signifikanten Gehaltes an toxischen, langlebigen oder bioakkumulativen organischen Substanzen eine Beeinträchtigung des Wohls der Allgemeinheit zu besorgen ist,
	3.  Abfälle, die Gefahren für die Entsorgungsanlagen oder ihre Umgebung hervorrufen oder schädlich auf sie einwirken können oder die in sonstiger Weise den Ablauf des Entsorgungsvorgangs nachhaltig stören oder mit dem vorhandenen Gerät in der Entsorgu...
	a) Flüssigkeiten,
	b) schlammförmige Stoffe mit mehr als 65 % Wassergehalt,
	c) Kraftfahrzeugwracks und Wrackteile,
	d) Abfälle, die durch Luftbewegung leicht verweht werden können, soweit sie in größeren als haushaltsüblichen Mengen anfallen,

	4.  gefährliche Abfälle im Sinne von § 3 Abs. 5 KrWG in Verbindung mit § 3 Abs. 1 der Abfallverzeichnisverordnung (AVV), die nach § 2 Abs. 1 der Sonderabfallverordnung (SAbfVO) angedient werden müssen,
	5.  gewerbliche organische Küchen- und Speiseabfälle, soweit diese nach Art, Menge oder Beschaffenheit nicht mit den in privaten Haushaltungen anfallenden Abfällen beseitigt werden können.

	(3)  § 20 Abs. 4 KrWG und § 9 Abs. 3 LKreiWiG bleiben unberührt.
	(4)  Abfälle sind von der Entsorgung ausgeschlossen, soweit diese der Rücknahmepflicht aufgrund einer nach § 25 KrWG erlassenen Rechtsverordnung unterliegen und entsprechende Rücknahmeeinrichtungen tatsächlich zur Verfügung stehen.
	(5)   Darüber hinaus kann die Stadt mit Zustimmung des Regierungspräsidiums Abfälle zur Beseitigung aus anderen Herkunftsbereichen als privaten Haushaltungen, die wegen ihrer Art, Menge oder Beschaffenheit nicht mit den in Haushaltungen anfallenden Ab...
	(6)  Die Verpflichteten nach § 3 Abs. 1 und 2 haben zu gewährleisten, dass die ausgeschlossenen Abfälle nicht der Stadt zur Entsorgung überlassen werden. Das gleiche gilt für jeden Anlieferer.

	§ 5  Abfallarten
	(1)  Abfälle aus privaten Haushaltungen: Abfälle, die in privaten Haushaltungen im Rahmen der privaten Lebensführung anfallen, insbesondere in Wohnungen und zugehörigen Grundstücks- oder Gebäudeteilen sowie in anderen vergleichbaren Anfallorten wie Wo...
	(2)  Hausmüll:  Abfälle aus privaten Haushaltungen, die von den öffentlich-rechtlichen Entsorgungsträgern selbst oder von beauftragten Dritten in genormten, im Entsorgungsgebiet vorgeschriebenen Behältern regelmäßig eingesammelt, transportiert und der...
	(3)  Sperrmüll:  Abfälle, die wegen ihrer Sperrigkeit, auch nach zumutbarer Zerkleinerung, nicht in die im Entsorgungsgebiet vorgeschriebenen Behälter passen und getrennt vom Hausmüll eingesammelt und transportiert werden.
	(4)  Abfälle zur Verwertung (Wertstoffe):  z. B. Glas, Papier, Kartonagen, Schrott, Kork, Holz, Textilien, Kunststoffe.
	(5)  Gewerbliche Siedlungsabfälle:  Siedlungsabfälle aus anderen Herkunftsbereichen als privaten Haushaltungen, die in Kapitel 20 der Anlage der Abfallverzeichnisverordnung (AVV) aufgeführt sind, insbesondere
	a) gewerbliche und industrielle Abfälle, die Abfällen aus privaten Haushaltungen aufgrund ihrer Beschaffenheit oder Zusammensetzung ähnlich sind sowie
	b) Abfälle aus privaten und öffentlichen Einrichtungen mit Ausnahme der in Absatz 1 genannten Abfälle.

	(6)  Hausmüllähnliche gewerbliche Siedlungsabfälle:  Abfälle im Sinne von Absatz 5, soweit sie nach Art und Menge gemeinsam mit oder wie Haus- oder Sperrmüll entsorgt werden können.
	(7)  Bioabfälle:  im Siedlungsabfall enthaltene biologisch abbaubare nativ- und derivativ-organische Abfallanteile  (z. B. organische Küchenabfälle, Gartenabfälle), das heißt der getrennt erfasste kompostierbare Anteil der Abfälle.
	(8)  Grünabfälle:  überwiegend pflanzliche Abfälle, die auf gärtnerisch genutzten Grundstücken, in öffentlichen Parkanlagen und auf Friedhöfen sowie als Straßenbegleitgrün anfallen.
	(9)  Schadstoffbelastete Abfälle:  Kleinmengen von Abfällen, die bei der Entsorgung Nachteile für Personen, Umwelt, Anlagen oder Verwertungsprodukten hervorrufen können, insbesondere Pflanzenschutz- und Schädlingsbekämpfungsmittel, öl- und lösemittelh...
	(10)  Schrott:  Gegenstände aus Metall oder Teile hiervon, soweit sie nicht unter Absatz 11 fallen.
	(11)  Elektro- und Elektronik-Altgeräte: Altgeräte im Sinne von § 3 Abs. 3 des Elektro- und Elektronikgerätegesetzes (ElektroG).
	(12)  Bodenaushub:  nicht kontaminiertes, natürlich gewachsenes oder bereits verwendetes Erd- oder Felsmaterial.
	(13)  Bauschutt:  mineralische Stoffe aus Bautätigkeiten, auch mit geringfügigen Fremdanteilen.
	(14)  Baustellenabfälle:  nicht mineralische Stoffe aus Bautätigkeiten, auch mit geringfügigen Fremdanteilen.
	(15)  Straßenaufbruch:  mineralische Stoffe, die hydraulisch, mit Bitumen oder Teer gebunden oder ungebunden im Straßenbau verwendet waren.

	§ 6  Auskunfts- und Nachweispflichten
	(1)  Die Anschluss- und Überlassungspflichtigen (§ 3) sowie Selbstanlieferer und Beauftragte (§ 19) sind zur Auskunft über Art, Beschaffenheit und Menge des Abfalls sowie über den Ort des Anfalls verpflichtet. Sie haben über alle Fragen Auskunft zu er...
	(2)  In Zweifelsfällen hat der Überlassungspflichtige nachzuweisen, dass es sich nicht um von der Entsorgungspflicht ausgeschlossene Stoffe handelt. Solange der erforderliche Nachweis nicht erbracht ist, kann der Abfall zurückgewiesen werden.
	(3)  Die Eigentümer und Besitzer von Grundstücken, auf denen überlassungspflichtige Abfälle anfallen, sind gemäß § 19 Abs. 1 KrWG verpflichtet, das Aufstellen von zur Erfassung notwendiger Behältnisse sowie das Betreten des Grundstücks zum Zwecke des ...


	II. Einsammeln und Befördern der Abfälle
	§ 7  Formen des Einsammelns und Beförderns
	1.  durch die Stadt oder von ihr beauftragte Dritte, insbesondere private Unternehmen,
	a) im Rahmen des Holsystems oder
	b) im Rahmen des Bringsystems oder

	2.  durch die Abfallerzeuger oder die Besitzer selbst oder einen von ihnen beauftragten Dritten (Selbstanlieferer, § 19).

	§ 8  Bereitstellung der Abfälle
	(1)  Abfälle, die die Stadt einzusammeln und zu befördern hat, sind nach Maßgabe dieser Satzung zur öffentlichen Abfallabfuhr bereitzustellen oder zu den stationären Sammelstellen (Depotcontainerstandorte, Recyclinghöfe oder Wiederverwertungsstationen...
	(2)  Die Verpflichteten nach § 3 Abs. 1 und 2 haben die Grundstücke/ Haushaltungen/ Betriebe/ Arbeitsstätten, die erstmals an die öffentliche Abfallabfuhr anzuschließen sind, spätestens zwei Wochen bevor die Überlassungspflicht entsteht, der Stadt sch...
	(3)  Fallen auf einem Grundstück überlassungspflichtige Abfälle nur unregelmäßig oder saisonbedingt an, so sind Beginn und Ende des Anfalls der Stadt spätestens zwei Wochen vorher schriftlich unter Angabe von Art und Menge anzuzeigen.
	(4)  Vom Einsammeln und Befördern sind neben den in § 4 Abs. 1, 2, 4 und 5 genannten Abfällen ausgeschlossen:
	1.  Abfälle, die besondere Gefahren oder schädliche Einwirkungen auf die Abfallgefäße oder die Transporteinrichtungen hervorrufen oder die wegen ihrer Größe oder ihres Gewichts nicht auf die vorhandenen Fahrzeuge verladen werden können.
	2.  Sperrige Abfälle, die sich nicht in den zugelassenen Abfallgefäßen unterbringen lassen und die üblicherweise nicht in privaten Haushaltungen anfallen sowie Altreifen und Abfälle aus Gebäuderenovierungen und Haushaltsauflösungen.
	3.  Bauschutt, Erdaushub, Straßenaufbruch und Baustellenabfälle.

	(5)  Die Abfallgefäße dürfen nur soweit gefüllt werden, dass sich der Deckel mühelos schließen lässt. Abfallsäcke sind zuzubinden. Das Einfüllen von Abfällen in heißem Zustand ist nicht erlaubt. Ohne vorherige Genehmigung ist es nicht gestattet, Abfäl...
	(6)  Die Stadt Heilbronn kann in besonderen Fällen den Zeitpunkt, die Art und den Ort der Bereitstellung und die Art und Weise der Überlassung der Abfälle im Einzelfall bestimmen.

	§ 9  Getrenntes Einsammeln von Abfällen zur Verwertung
	(1)  Bioabfälle sind im Rahmen der Überlassungspflicht nach § 17 Abs. 1 und 2 KrWG getrennt von anderen Abfällen in der Biotonne (§ 12 Abs. 1 Nr. 1) bereitzustellen. Bioabfälle dürfen weder in Kunststofftüten noch in biologisch abbaubaren Plastikbeute...
	(2)  Altpapier und Kartonage sind im städtischen Altpapierbehälter (§ 12 Abs. 1 Nr. 3) oder im Rahmen der Altpapier-Bündelsammlung zur Abholung bereitzustellen (Holsystem). Alternativ hierzu können  Altpapier und Kartonage auch zu den stationären Samm...
	(3)  Folgende Abfälle zur Verwertung dürfen nicht im Abfallbehälter bereitgestellt werden, sondern sind im Rahmen der Überlassungspflicht nach § 17 Abs. 1 und 2 KrWG im Gelben Sack oder der Gelben Tonne (oder einem anderen durch ein Duales System verw...
	(4)  Außerdem können im Rahmen der Überlassungspflicht nach § 17 Abs. 1 und 2 KrWG Baum- und Strauchschnitt (ohne von der Bakterienkrankheit "Feuerbrand" befallene Pflanzenteile) und Papier (gebündelt) bei den speziellen Straßensammlungen bereitgestel...

	§ 10   Getrenntes Einsammeln von schadstoffbelasteten Abfällen aus privaten Haushaltungen
	Die nach § 3 Abs. 1 und 2 Verpflichteten haben die schadstoffbelasteten Abfälle (§ 5 Abs. 9) in Kleinmengen aus privaten Haushaltungen zu den speziellen Sammelfahrzeugen zu bringen und dem Personal zu übergeben. Die jeweiligen Standorte und Annahmezei...

	§ 11  Getrenntes Einsammeln von Elektro- und Elektronik-Altgeräten
	§ 12  Zugelassene Behälter
	(1)  Zugelassene Abfallbehälter sind
	1.  für die in § 9 Abs. 1 genannten Bioabfälle:  a) genormte rollbare Abfallbehälter aus Kunststoff mit einem Fassungsvermögen
	von 60 l, 80 l, 120 l oder 240 l,
	2.  für den Hausmüll (§ 5 Abs. 2) sowie für gewerbliche Siedlungsabfälle (§ 5 Abs. 5):
	a) genormte rollbare Abfallbehälter aus Kunststoff mit einem Fassungsvermögen  von 40 l, 60 l, 80 l, 120 l und 240 l,
	b) Abfallsäcke mit einem Fassungsvermögen von 70 l,
	c) genormte Abfallgroßbehälter mit einem Fassungsvermögen von 660 l oder 1.100 l,

	3.  für Altpapier und Kartonagen (§ 9 Abs. 2 Satz 1)  genormte Abfallbehälter aus Kunststoff mit einem Fassungsvermögen von 240 l oder 1.100 l.

	(2)  Die erforderlichen Abfallbehälter nach Abs. 1 Nr. 1, Nr. 2 a und c und Nr. 3 werden den Benutzern leihweise überlassen. Die Stadt gibt Regelungen zur Ausgabe und Rücknahme von leihweise überlassenen Abfallbehältern ortsüblich bekannt. Dazu gehöre...
	(3)  Für jeden Haushalt muss für den Hausmüll mindestens folgender Behälterfüllraum vorhanden sein:
	Haushalt mit einer Person 10 Liter pro Woche,
	Haushalt mit 2 Personen 17 Liter pro Woche,
	Haushalt mit 3 Personen 24 Liter pro Woche,
	Haushalt mit 4 Personen 30 Liter pro Woche,
	Haushalt mit 5 Personen 35 Liter pro Woche,
	je weitere Person 5 Liter pro Person und Woche.   Bei der Ermittlung des Mindestbehältervolumens werden alle Personen mit Hauptwohnsitz in der Stadt Heilbronn berücksichtigt. Auf Antrag können Personen unberücksichtigt bleiben, wenn nachgewiesen wird,...

	(4)  Erzeuger und Besitzer von gewerblichen Siedlungsabfällen (§ 5 Abs. 5) haben im Rahmen der Überlassungspflicht in angemessenem Umfang Abfallbehälter, mindestens jedoch einen 60 l Abfallbehälter nach Abs. 1 Nr. 2 a mit 2-wöchentlicher Leerung vorzu...
	(5)  Fallen vorübergehend so viele Abfälle an, dass sie in den zugelassenen Abfallgefäßen nicht untergebracht werden können, so dürfen neben den Abfallgefäßen nach Absatz 1 nur Grünabfallsäcke bzw. Abfallsäcke nach Absatz 1 Nr. 1 b und Absatz 1 Nr. 2 ...
	(6)  Die zur Abfuhr bereitgestellten Restmüllbehälter und Biotonnen müssen durch die von der Stadt jeweils vorgeschriebenen Gebührenmarken als zugelassen gekennzeichnet sein. Diese sind deutlich sichtbar jeweils auf dem Deckel der Restmüllbehälter und...
	§ 13 Abfuhr von Abfällen
	(1)  Die Abfuhr der Rest- und Bioabfallbehälter erfolgt jeweils abwechselnd alle zwei Wochen. Unter Berücksichtigung des Mindestbehältervolumens gem. § 12 Abs. 3 werden die Restmüllbehälter nach § 12 Abs. 1 Nr. 2 a wahlweise auch 4-wöchentlich entleer...
	(2)  Die zugelassenen Abfallbehälter sind von den nach § 3 Abs. 1 und 2 Verpflichteten am Abfuhrtag vor dem für die Abfuhr bestimmten Zeitpunkt mit geschlossenem Deckel am Rand des Gehweges oder soweit ein solcher nicht vorhanden ist am äußersten Stra...
	(3)  Abfallgroßbehälter mit 660 l und 1.100 l Füllraum sind so aufzustellen, dass sie ohne Schwierigkeiten und Zeitverlust entleert oder abgeholt werden können. Die vorgesehenen Standplätze müssen einen festen Untergrund und einen verkehrssicheren Zug...
	(4)  Sind Straßen, Wege oder Teile davon mit den Sammelfahrzeugen nicht befahrbar oder können Grundstücke nur mit unverhältnismäßigem Aufwand angefahren werden, so haben die Verpflichteten nach § 3 Abs. 1 und 2 die Abfallgefäße an eine durch die Samme...
	(5)  Die nach § 12 Abs. 1 Ziffer 2 c zugelassenen Abfallgefäße dürfen nur mit einem maximalen Füllgewicht von 130 kg bei 660-Liter-Abfallgroßbehältern 220 kg bei 1100-Liter-Abfallgroßbehältern zur Abfuhr bereitgestellt werden. In Zweifelsfällen sind d...
	(6)  Abfallbehälter für Bioabfälle nach § 12 Abs. 1 Nr. 1a (Biotonnen) und für Altpapier und Kartonagen mit einem Fassungsvermögen von 240 l nach § 12 Abs. 1 Nr. 3 (Blaue Tonnen), die nicht entsprechend § 9 ordnungsgemäß befüllt sind, werden im Rahmen...

	§ 14 Sonderabfuhren
	(1)  Sperrmüll, Schrott und Haushaltsgroßgeräte (z. B. Kühlgerät, Waschmaschine, Fernseher) aus privaten Haushaltungen werden nach einem von der Stadt rechtzeitig bekannt gegebenen Abfuhrsystem getrennt von anderen Abfällen einmal im Kalenderjahr auf ...
	(2)  Sperrmüll muss handlich und gegebenenfalls gebündelt bereitgestellt werden. Einzelstücke dürfen ein Gewicht von 50 kg und eine Breite von 1,5 m nicht überschreiten. Sofern sie wegen ihrer Größe, Art oder ihres Gewichts nicht von der öffentlichen ...
	(3)   Sperrmüll kann alternativ zur Abholung einmal pro Jahr bei der entsprechenden Abfallentsorgungsanlage selbst kostenlos angeliefert werden. Die speziellen Anforderungen an die Anlieferung werden von der Stadt bekannt gegeben.
	(4)  Im Übrigen gelten für das Einsammeln des Sperrmülls und des Schrotts die Vorschriften des  § 13 Abs. 2 und 4 entsprechend.

	§ 15  Einsammeln von gewerblichen Siedungsabfällen
	§ 16  Störung der Abfuhr
	(1)  Können die in §§ 13 bis 15 genannten Abfälle aus einem von der Stadt nicht zu vertretenden Grund nicht abgefahren werden, so findet die Abfuhr am nächsten regelmäßigen Abfuhrtermin statt. Fällt der regelmäßige Abfuhrtermin auf einen gesetzlichen ...
	(2)  Bei Einschränkungen, Unterbrechungen, Verspätungen oder Ausfällen der Abfuhr infolge von Störungen im Betrieb, wegen betriebswichtiger Arbeiten oder wegen Umständen, auf die die Stadt keinen Einfluss hat, besteht kein Anspruch auf Beseitigung, Sc...

	§ 17  Eigentumsübergang

	III. Entsorgung der Abfälle
	§ 18  Abfallentsorgungsanlagen
	(1)  Die Stadt betreibt die zur Entsorgung der in ihrem Gebiet angefallenen und überlassenen Abfälle erforderlichen Anlagen und stellt diese den Einwohnern und den ihnen nach § 10 Abs. 2 und 3 GemO gleichgestellten Personen und Personenvereinigungen (...
	(2)  Die Benutzung der Abfallentsorgungsanlagen wird durch eine besondere Benutzungsordnung geregelt, die von der Betriebsleitung der Entsorgungsbetriebe erlassen wird.
	(3)  Die Stadt ist berechtigt, Abfälle einer anderen Entsorgungsanlage zuzuweisen, falls dies aus Gründen einer geordneten Betriebsführung notwendig ist. Die Stadt ist auch berechtigt, Abfälle Entsorgungsanlagen Dritter zuzuweisen, die von der Stadt m...
	(4)  Bei Einschränkungen oder Unterbrechungen der Entsorgungsmöglichkeiten auf den Abfallanlagen infolge von Störungen im Betrieb, wegen betriebswichtiger Arbeiten, gesetzlicher Feiertage oder wegen Umständen, auf die die Stadt keinen Einfluss hat, st...

	§ 19  Benutzung der Entsorgungsanlagen durch Selbstanlieferer
	(1)  Die Einwohner und die ihnen nach § 10 Abs. 2 und 3 GemO gleichgestellten Personen und Personenvereinigungen (§ 10 Abs. 4 GemO) sind berechtigt, Abfälle, die nicht der Abfuhr durch die Stadt unterliegen, Bodenaushub und Bauschutt sowie Sperrmüll n...
	(2)  Abfälle zur Verwertung, die nach § 9 getrennt von anderen Abfällen einzusammeln sind sowie schadstoffbelastete Abfälle (§ 5 Abs. 9) werden nicht zur Beseitigung angenommen. Sie sind von den Verpflichteten nach § 3 Abs. 1 und 2 oder durch Beauftra...
	(3)  Die Abfallanlieferung ist nur mit einer Entsorgungszulassung (EZ) der Stadt zulässig. Besteht eine Nachweispflicht nach der Verordnung über die Nachweisführung bei der Entsorgung von Abfällen (Nachweisverordnung), ist die Abfallanlieferung nur mi...
	(4)  Die Anlieferung soll in geschlossenen Fahrzeugen erfolgen. Werden offene Fahrzeuge verwendet, so müssen die Abfälle gegen Herunterfallen gesichert sein. Erhebliche Belästigungen, insbesondere durch Geruch, Staub oder Lärm, dürfen nicht auftreten.
	(5)  Sollen Abfälle auf einer Deponie abgelagert oder verwertet werden, so hat der Abfallerzeuger, bei Sammelentsorgung der Einsammler, dem Deponiebetreiber vor der Anlieferung die grundlegende Charakterisierung des Abfalls in den in § 8 Deponieverord...


	IV. Benutzungsgebühren
	§ 20  Grundsatz, Umsatzsteuer
	(1)  Die Stadt erhebt zur Deckung ihres Aufwands für die Entsorgung von Abfällen Benutzungsgebühren sowie privatrechtliche Entgelte für nicht überlassungspflichtige Abfälle und Wertstoffe.
	(2)  Soweit die Leistungen, die den in dieser Satzung festgelegten Gebühren bzw. den privatrechtlichen Entgelten zugrunde liegen, umsatzsteuerpflichtig sind, tritt zu diesen noch die Umsatzsteuer (Mehrwertsteuer) in der im Umsatzsteuergesetz jeweils f...

	§ 21  Gebührenschuldner
	(1)  Gebührenschuldner für die Gebühren nach § 24 i. V. m. § 25 Abs. 1 und Abs. 4 sind die gemäß § 3 Abs. 1 und 2 zur Nutzung des Grundstücks Berechtigten oder die das Grundstück tatsächlich nutzenden Personen.
	(2)  Gebührenschuldner für die Gebühren nach § 25 Abs. 2 und 3 ist derjenige, bei dem die Abfälle angefallen sind und der Anlieferer. Ist der Abfallerzeuger nicht bestimmbar oder sind bei der Anlieferung Abfälle verschiedener Erzeuger zusammengefasst,...
	(3)  Mehrere Gebührenschuldner sind Gesamtschuldner.

	§ 22  Erklärungspflichten
	Gebührenschuldner (§ 21) und ihre Beauftragten sind nach Aufforderung durch die Stadt verpflichtet, Auskünfte und Erklärungen über alle für die Gebührenerhebung maßgebenden Umstände in der von der Stadt geforderten Form abzugeben. Die Stadt kann für d...

	§ 23  Schätzung
	Soweit die Stadt die Bemessungsgrundlagen für die Gebühr nicht ermitteln oder berechnen kann, schätzt sie sie. Dabei werden alle Umstände berücksichtigt, die für die Schätzung von Bedeutung sind.

	§ 24  Benutzungsgebühren für die Entsorgung von Abfällen
	(1)  Die Gebühren für die Entsorgung von Hausmüll (§ 5 Abs. 2), Sperrmüll (§ 5 Abs. 3) - eine Abfuhr pro Jahr, Abfällen zur Verwertung (§ 5 Abs. 4), Bioabfällen (§ 5 Abs. 7), Grünabfällen (§ 5 Abs. 8), schadstoffbelasteten Abfällen (§ 5 Abs. 9), Schro...
	(2)  Die Benutzungsgebühren für die Entsorgung von Abfällen, die nach § 5 Abs. 5 und 6 als gewerbliche Siedlungsabfälle oder als hausmüllähnliche gewerbliche Siedlungsabfälle gelten, werden über volumenabhängige Behältergebühren erhoben.  Die Behälter...
	(3)  Bei gemischt genutzten Grundstücken, d. h. Grundstücken, die sowohl Wohnzwecken als auch anderen Zwecken dienen, werden neben den Benutzungsgebühren nach Abs. 1 zusätzlich Gebühren nach Abs. 2 erhoben.
	(4)  Die Benutzungsgebühren werden bei der Selbstanlieferung von Abfällen auf den Entsorgungsanlagen, die mit Waagen ausgestattet sind, nach dem Gewicht der angelieferten Abfälle bzw. bei Kleinanlieferungen bis 200 kg als pauschale Gebühr bemessen. Be...
	(5)  Die Benutzungsgebühr für die Entsorgung von unzulässig auf bzw. an öffentlichen Entsorgungsanlagen abgelagerten Abfällen wird nach tatsächlich entstandenen Aufwendungen berechnet und festgesetzt.

	§ 25  Gebührenhöhe
	(1)  Die Behältergebühren betragen
	1.  für Behälter nach § 12 Abs. 1 Nr. 1a) je Kalenderjahr
	a) für einen Abfallbehälter mit  60 l Rauminhalt 29,00 EUR
	b) für einen Abfallbehälter mit  80 l Rauminhalt 39,00 EUR
	c) für einen Abfallbehälter mit  120 l Rauminhalt 58,00 EUR
	d) für einen Abfallbehälter mit  240 l Rauminhalt 117,00 EUR

	2.  für Behälter nach § 12 Abs. 1 Nr. 2a) je Kalenderjahr
	a) bei 14 täglicher Entleerung
	aa)  für einen Abfallbehälter mit  40 l Rauminhalt 81,00 EUR bb)  für einen Abfallbehälter mit  60 l Rauminhalt 121,00 EUR cc)  für einen Abfallbehälter mit  80 l Rauminhalt  162,00 EUR dd)  für einen Abfallbehälter mit  120 l Rauminhalt 243,00 EUR
	b) bei 4-wöchentlicher Entleerung

	3.  bei Verwendung von Abfallsäcken einschließlich Kaufpreis:
	a) für einen 70 l Grünabfallsack 2,00 EUR
	b) b) für einen 70 l Abfallsack für Hausmüll 8,00 EUR

	4.  bei Abfallgroßbehältern mit einem Volumen von
	a) 1.100 l
	aa)  mit zweimal wöchentlicher Entleerung je Kalenderjahr 5.343,00 EUR
	bb)  mit einmal wöchentlicher Entleerung je Kalenderjahr 2.671,00 EUR
	cc)  mit vierzehntäglicher Leerung je Kalenderjahr 1.336,00 EUR
	dd)  bei einmaliger Entleerung 77,00 EUR

	b) 660 l
	aa)  mit einmal wöchentlicher Entleerung je Kalenderjahr 1.603,00 EUR
	bb)  mit vierzehntäglicher Leerung je Kalenderjahr 801,00 EUR
	cc)  bei einmaliger Entleerung 51,00 EUR


	5.  je Entleerung im Rahmen der Restmüllabfuhr mit Banderole von nach § 13 Abs. 6
	fehlbefüllten Behältern
	a) nach § 12 Abs. 1 Nr. 1a (Biotonnen)
	b) nach § 12 Abs. 1 Nr. 3 (Blaue Tonnen) mit 240 l Rauminhalt        37,00 EUR


	(2)  Die Benutzungsgebühren betragen bei der Selbstanlieferung von Abfällen auf den Entsorgungsanlagen, die mit Waagen ausgestattet sind:
	1. bei der Anlieferung von Abfällen zur Abfallvorbehandlung je Tonne 190,00 EUR
	2. bei der Anlieferung von Grünabfällen, je Tonne 68,00 EUR

	(3)  Die Benutzungsgebühren betragen bei der Selbstanlieferung von Abfällen auf dem Recyclinghof Plus (Entsorgungszentrum Heilbronn) für
	1. Restmüll im Pkw-Kofferraum bzw. als Kleinmenge (bis maximal 1 m³) bei einer Anlieferungsmenge bis 0,5 m³ 15,00 EUR und bis 1 m³ 30,00 EUR.
	2. Sperrmüll im Pkw-Kofferraum bzw. als Kleinmenge (bis maximal 3 m³) bei einer Anlieferungsmenge bis 0,5 m³ 15,00 EUR; über 0,5 m³ Anlieferungsmenge 30,00 EUR je angefangener m³. Anlieferungen mit gültiger, ausgefüllter Abrufkarte 1x im Jahr kostenfr...
	3. Grünabfälle von mehr als 2 m³ Anlieferungsvolumen je angefangener m³ 15,00 EUR (bei der getrennten Anlieferung von Grünabfällen (§ 5 Abs. 8) in haushaltsüblichen Mengen bis maximal 2 m³ werden keine Gebühren erhoben).
	4. Bauschutt im Pkw-Kofferraum bzw. als Kleinmenge bis maximal 0,5 m³ Anlieferungsmenge 20,00 EUR.
	5. Altholz (aus dem Außenbereich) im Pkw-Kofferraum bzw. als Kleinmenge (bis maximal 2 m³) bei einer Anlieferungsmenge bis 0,5 m³ 15,00 EUR; über 0,5 m³ Anlieferungsmenge 30,00 EUR je angefangener m³.
	Die Gebühr für eine Sperrmüllabfuhr (max. 3 Kubikmeter) pro Jahr ist in der Behältergebühr gem. § 24 i. V. m. § 25 Abs. 1 enthalten. Für jede weitere Abfuhr, für Mehrmengen (über 3 Kubikmeter) bzw. für die Abholung von sperrmüllähnlichen Abfällen aus ...
	(4)  Bei der Anlieferung von Abfällen zur Verwertung (§ 5 Abs. 4) in haushaltsüblichen Mengen bzw. bei der getrennten Anlieferung von Grünabfällen (§ 5 Abs. 8) in haushaltsüblichen Mengen bis maximal 2 m³ werden keine Gebühren erhoben.
	(5)  Die Benutzungsgebühren werden bei der Anlieferung der in Abs. 2 Nr. 1 bis 2 geregelten Abfälle jeweils je angefangene 20 kg Anlieferungsgewicht berechnet und festgesetzt. Für jede Anlieferung wird mindestens eine Gebühr in Höhe von 15,00 EUR fest...
	(6)  Sofern Abfälle vermischt angeliefert werden, wird jeweils die teurere Abfallart für die gesamte Anlieferungsmenge berechnet.
	(7)  Für das Pressen von Abfällen in Abfallbehälter bzw. das Einfüllen gepresster Abfälle in Abfallbehälter gem. § 8 Abs. 5 wird ein Gebührenzuschlag von 50 % auf die jeweilige Abfallgebühr erhoben.

	§ 26  Gebührenfestsetzung/-zahlung
	(1)  Die volumenabhängigen Behältergebühren und die Gebühren für die Selbstanlieferung von Abfällen werden durch Bescheid festgesetzt/erhoben.
	(2)  Die Benutzungsgebühren für Abfallsäcke sind mit dem Kaufpreis abgegolten. Es dürfen nur Abfallsäcke verwendet werden, die für die Abfallentsorgung in der Stadt zugelassen und entsprechend gekennzeichnet sind.
	(3)  Die Benutzungsgebühren nach § 25 Abs. 1 Nr. 5 für die Entleerung der nach § 13 Abs. 6 fehlbefüllten Behälter für Biomüll und für Altpapier und Kartonagen (Blaue Tonnen) im Rahmen der Restmüllabfuhr mit entsprechenden Banderolen sind mit dem Kaufp...
	(4)  Abfallbehälter, für die die Gebührenzahlung nicht ordnungsgemäß nachgewiesen ist, werden nicht entleert.

	§ 27  Entstehung und Fälligkeit der Gebühren
	(1)  Die Behältergebühren nach § 25 Abs. 1 entstehen jeweils am 1. Januar. Beginnt die Verpflichtung nach § 3 Abs. 1 und 2 im Laufe des Jahres, so entsteht die Gebührenschuld mit dem ersten Tag des auf den Eintritt der Verpflichtung folgenden Kalender...
	(2)  Die Gebühren für Abfallsäcke gemäß § 25 Abs. 1 Nr. 3 entstehen mit dem Erwerb von Abfallsäcken und werden sofort zur Zahlung fällig.
	(3)  Die Gebühr für Abfallgroßbehälter gemäß § 25 Abs. 1 Nr. 4 entsteht jeweils am 1. Januar. Die Gebühr wird jeweils für das Kalenderjahr festgesetzt. Sie wird je zu einem Viertel ihres Jahresbetrages am 15. Februar, 15. Mai, 15. August und 15. Novem...
	(4)  Bei sonstigen Gebühren entsteht die Gebührenschuld mit der Inanspruchnahme der öffentlichen Einrichtungen der Abfallentsorgung. Die Gebühren werden jeweils mit der Bekanntgabe des Gebührenbescheids zur Zahlung fällig.
	(5)  Treten im Laufe des Jahres Änderungen bei den Bemessungsgrundlagen ein, die die Festsetzung einer niedrigeren Gebühr rechtfertigen, wird die Gebühr auf Antrag anteilig ermäßigt. Werden den Entsorgungsbetrieben Umstände bekannt, die die Festsetzun...

	§ 28  Ende der Gebührenpflicht und Gebührenerstattung
	§ 29  Zwangsmittel
	1.  Zwangsgeld,
	2.  Zwangshaft,
	3.  Ersatzvornahme,
	4.  unmittelbarer Zwang.


	V. Schlussbestimmungen
	§ 30  Ordnungswidrigkeiten
	(1)  Ordnungswidrig nach § 28 Abs. 1 Nr. 1 LKreiWiG handelt, wer vorsätzlich oder fahrlässig
	1.  als Verpflichteter oder als Anlieferer entgegen § 4 Abs. 6 nicht gewährleistet, dass die nach § 4 oder nach § 8 Abs. 4 ausgeschlossenen Stoffe nicht der Stadt zur Entsorgung überlassen werden;
	2.  den Auskunfts- und Nachweispflichten nach § 6 Abs. 1 nicht, nicht rechtzeitig, nicht vollständig oder mit unrichtigen Angaben nachkommt oder dem Beauftragten der Stadt entgegen § 6 Abs. 3 den Zutritt verwehrt;
	3.  entgegen §§ 9, 11 oder 15 Satz 2 getrennt bereitzustellende oder getrennt zu Sammelbehältern/stationären Sammelstellen zu bringende Abfälle anders als in der vorgeschriebenen Weise bereitstellt oder anliefert;
	4.  entgegen § 10 Abfälle anders als dort vorgeschrieben entsorgt, soweit der Verstoß nicht nach § 326 StGB strafbar ist;
	5.  als Verpflichteter entgegen § 12 Abs. 1, 2, 3 oder 4 Abfallgefäße nicht oder nicht in der vorgeschriebenen Zahl oder Größe vorhält;
	6.  als Verpflichteter entgegen § 13 Abs. 2, 3, 4 und 5, auch in Verbindung mit § 14 Abfallgefäße oder sperrige Abfälle nicht in der vorgeschriebenen Weise bereitstellt;
	7.  entgegen § 2 Abs. 1 und Abs. 2 Satz 2 und § 18 Abs. 1 Abfälle, die außerhalb der Stadt angefallen sind, auf einer Entsorgungsanlage der Stadt ohne deren ausdrückliche Zustimmung anliefert oder ablagert oder eine solche unerlaubte Anlieferung oder ...
	8.  als Verpflichteter oder Beauftragter entgegen § 19 Abs. 2 Satz 2 Abfälle anliefert;
	9.  entgegen § 12 Abs. 6 die Gebührenmarke nicht ordnungsgemäß am Abfallbehälter anbringt;
	10.  entgegen § 8 Abs. 5 ohne die erforderliche Genehmigung Abfälle in Abfallbehälter presst oder in gepresstem Zustand in Abfallbehälter einfüllt.

	(2)  Ordnungswidrig nach § 8 Abs. 2 Satz 1 Nr. 2 KAG handelt, wer vorsätzlich oder leichtfertig den Auskunftspflichten nach § 6 Abs. 1 nicht nachkommt und es dadurch ermöglicht, eine Abgabe zu verkürzen oder nicht gerechtfertigte Abgabenvorteile zu er...
	(3)  Andere Straf- und Bußgeldvorschriften, insbesondere § 326 Abs. 1 StGB sowie § 69 Abs. 1 und 2 KrWG, bleiben unberührt.

	§ 30a Übergangsregelung
	(1) Ab dem 01.01.2026 werden die erforderlichen Abfallbehälter nach § 13 Abs. 1 Nr. 1 a bis c und Nr. 2 a bis e der Abfallwirtschaftssatzung in der ab 01.01.2026 geltenden Neufassung mit einem Registrierchip zur Erfassung der Leerungen versehen und vo...
	(2) Die Berechtigten und Verpflichteten nach § 3 Abs. 1 und 2 der Abfallwirtschaftssatzung in der ab 01.01.2026 geltenden Neufassung haben die ab dem 01.01.2026 erforderlichen Behälter, die für die Überlassung der Abfälle, die gemäß § 17 Abs. 1 und 2 ...

	§ 31  Inkrafttreten, Außerkrafttreten
	(1)  Diese Satzung tritt am 1. Januar 2010 in Kraft.



